Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7985 


16. 06. 94 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/6957 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 
und anderer Vorschriften über Kreditinstitute 


A. Problem 

Die EG -Richtlinie über die Beaufsichtigung der Kreditinstitute auf 
konsolidierter Basis und die EG-Richthnie über die Überwachung 
und Kontrolle der Großkredite von Kreditinstituten sind in deut- 
sches Recht umzusetzen. 


B. Lösung 

Grundsätzliche Annahme des Gesetzentwurfs, der insbesondere 

folgendes vorsieht: 

— Erweiterung der in die bankaufsichtliche Konsolidierung einzu- 
beziehenden Unternehmen um Finanzinstitute und Unterneh- 
men mit bankbezogenen Hilfsdiensten (Hilfsuntemehmen) . 

— Ausdehnimg der Konsolidierungsvorschriften auf Finanzhol- 
ding-Gesellschaften. 

— Beginn der Konsolidierungspflicht bei einem Anteilsbesitz ab 
40 V. H., Einbeziehung der sogenannten qualifizierten Minder- 
heitsbeteiligungen und von Beteiligungsketten, wobei jedes 
Tochterunternehmen eines Tochterunternehmens auch als 
Tochterunternehmen des an der Spitze stehenden Mutterunter- 
nehmens zu betrachten ist. 

— Umstellung des Konsolidierungsverfahrens auf die Vollkonsoli- 
dierung als Regelverfahren bei Tochterunternehmen unter 
Berücksichtigung der Anteile anderer Gesellschafter und 
Anwendung der bisherigen Quotenkonsolidierung nur noch bei 
Minderheitsbeteiligungen. 
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— Verpflichtung der deutschen Bankaufsichtsbehörden zur 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden der anderen 
EU-Mitgliedstaaten nach Maßgabe der Konsolidierxmgsricht- 
linie. 

— Gewährleistimg des grenzüberschreitenden Informationsflus- 
ses zwischen den Unternehmen. 

— Ermächtigung des Bundesnünisteriums der Finanzen, Tochter- 
imtemehmen von Kreditinstituten nüt Sitz in Drittländern 
durch Rechtsverordnung mit Tochterunternehmen von Kredit- 
instituten nüt Sitz in anderen EU-Mitgliedstaaten für die 
Zwecke der konsolidierten Beaufsichtigimg gleichzustellen. 

— Begrenzung der Großkredite nach Maßgabe der Großkredit- 
richtlinie, wobei 

= ein Großkredit bereits dann vorliegt, wenn er 10 v. H. des 
haftenden Eigenkapitals des Kreditinstituts, der Kreditinsti- 
tutsgruppe oder der Finanzholding-Gmppe erreicht oder 
überschreitet, 

= die Obergrenze für den einzelnen Großkredit auf 25 v. H. des 
haftenden Eigenkapitals herabgesetzt wird (für nicht in die 
bankaufsichtliche Konsolidierung einbezogene Konzem- 
untemehmen gilt eine Obergrenze von 20 v. H.), 

= die Obergrenze für die Gesamtsumme der Großkredite mit 
dem Achtfachen des haftenden Eigenkapitals unverändert 
bleibt. 

— Übertragung des Kreditbegriffs der Großkreditrichtlinie nicht 
nur auf die Großkreditvorschriften, sondern auf alle einschlägi- 
gen Kreditbestimmungen des KWG. 

— Erleichterung der Anpassung an die teilweise strengeren Groß- 
kreditvorschriften durch lange Übergangsregelungen mit 
höheren Schwellenwerten imd Obergrenzen. 

— Ermächtigung des Bimdesministeriums der Finanzen, durch 
Rechtsverordmmg das Großkreditanzeigeverfahren zu regeln, 
weitere Ausnahmen von den Großkreditvorschriften zu bestim- 
men imd das Verfahren zur Berechnung des Kreditäquivalenz- 
betrages bei Derivatgeschäften festzulegen. 

— Präzisierung der Vorschriften zur Ermittlung des haftenden 
Eigenkapitals eines Kreditinstituts im Hinblick auf den Abzug 
von Beteüigimgen an Kreditinstituten imd Finanzinstituten. 

— Heraufsetzung des Betrages der Kreditgewährung, bei der die 
Kreditinstitute verpflichtet sind, eine Kreditwürdigkeitsprüfung 
vorzunehmen, auf 250 000 DM. 

Geändert wurde der Gesetzentwurf vom Ausschuß insbesondere in 

folgenden Punkten: 

— Übertragung des Kreditbegriffs der Großkreditrichtlinie nur auf 
die Großkreditvorschriften und die Vorschriften über die Mil- 
lionenkreditmeldungen. 
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— Erleichterungen beim Abzug des bei der bankaufsichtlichen 
Eigenkapitalkonsolidierung entstehenden aktivischen Unter- 
schiedsbetrags vom haftenden Eigenkapital. 

— Beschränkung der bei der Ermittlung des haftenden Eigenka- 
pitals für das einzelne Kreditinstitut abzuziehenden Beteiligun- 
gen an Kreditinstituten und Finanzinstituten auf unmittelbar 
gehaltene Beteiligungen. 

— Anerkennung nicht realisierter Reserven in Anteilscheinen 
eines Spezialfonds als haftendes Eigenkapital (nicht nur nicht 
realisierter Reserven in Anteilscheinen eines Publikumsinvest- 
mentfonds). 

— Zulassung von Marktpflegeoperationen für eigene Genuß- 
rechte und nachrangige Verbindlichkeiten auch für rücht an 
einer Börse notierte Emissionen. 

— Erleichtenmgen im Hinblick auf die Verpflichtung zur laufen- 
den Kreditwürdigkeitsprüfung bei Krediten für selbstgenutztes 
Wohneigentum. 

— Aufhebung des Verbots der Aufsplitterung eines einheitlichen 
Kreditvertrages in einen Realkredit und einen Personalkredit. 

— Streichung der Vorschrift, nach der ein Dritter, der einen Kredit 
an einen Kunden des Kreditinstituts garantiert, im Sinne der 
Großkreditvorschriften als Kreditnehmer gilt. 

— Aufnahme von Pfandbriefen tmd Kommunalschuldverschrei- 
bungen in den Ausnahmekatalog für die Großkreditvorschrif- 
ten. 

— Festlegung, daß bei Krediten aus öffentlichen Fördemütteln 
oder aus Eigenmittelprogrammen der Förderinstitute des Bun- 
des und der Länder der Endkreditnehmer und nicht die Haus- 
bank als Kreditnehmer des Förderinstituts gelten kann. 

— Festlegung eines einheitlichen Inkrafttretenstermins zum 
31. Dezember 1995. 

Angenommen mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen bei 

Stimmenthaltung der Fraktion der SPD und Abwesenheit der 

Gruppen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS/Linke Liste. 


C. ARemativen 

Striktere Lösung bei der Behandlung des aktivischen Unter- 
schiedsbetrags im Rahmen der Eigenkapitalkonsolidierung. 


D. Kosten 

Länder und Gemeinden werden durch die vorgesehenen Regelun- 
gen nicht mit Kosten belastet. 

Der Vollzug des neuen Gesetzes erfordert u. U. eine Personalver- 
stärkung des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen. Eine 
zuverlässige Aussage über deren Umfang ist jedoch derzeit nicht 
möglich. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 12/6957 — in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzimeh- 
men. 


Bonn, den 16. Juni 1994 


Der Finanzausschuß 

Dankward Buwitt Eike Ebert Dr. Kari H« Fell Hermann Rind 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 
und anderer Vorschriften über Kreditinstitute 
— Drucksache 12/6957 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 
und anderer Vorschriften über Kreditinstitute 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel 1 

Fünftes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über das Kreditwesen 

Das Gesetz über das Kreditwesen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1993 (BGBl. I S. 1082), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
25. Oktober 1993 (BGBl. I S. 1770), wird wie folgt 
geändert; 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefaßt; 

„ Inhaltsübersicht 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

1. Kreditinstitute imd Finanzinstitute 

§ 1 Begriffsbestimmimgen 

§ 2 Ausnahmen 

§ 2a Rechtsform 

§ 2b Inhaber bedeutender Beteiligimgen 
§ 3 Verbotene Geschäfte 
§ 4 Entscheidung des Bimdesaufsichtsamtes 
für das Kreditwesen 

2. Bimdesaufsichtsamt für das Kreditwesen 

§ 5 Organisation 

§ 6 Aufgaben 

§ 7 Zusammenarbeit mit der Deutschen Bun- 
desbank 

§ 8 Zusammenarbeit mit anderen Stellen 
§ 8a Zuständigkeit für die Beaufsichtigung auf 
zusammengefaßter Basis 
§ 9 Schweigepflicht 


^) Artikel 1 dient hauptsächlich der Umsetzung der Richtlinien 
92/30/EWG des Rates vom 6. April 1992 über die Beaufsich- 
tigung von Kreditinstituten auf konsolidierter Basis (ABI. EG 
Nr. L 1 10 S. 52) \md 92/ 12 1/EWG des Rates vom 21 . Dezember 
1992 über die Überwachung \md Kontrolle der Großkredite 
von Kreditinstituten (ABI. EG 1993 Nr. L 29 S. 1) 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 
und anderer Vorschriften über Kreditinstitute i) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel 1 

Fünftes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über das Kreditwesen 

Das Gesetz über das Kreditwesen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1993 (BGBl. I S. 1082), 
zuletzt geändert durch § 7 des Gesetzes vom 26. April 
1994 (BGBl. I S. 918) wird wie folgt geändert; 

1. unverändert 


') unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Zweiter Abschnitt 

Vorschriften für die Kreditinstitute 

1. Eigenkapital und Liquidität 

§10 Eigenkapitalausstattung 
§ 10 a Eigenkapitalausstattung von Kreditinsti- 
tutsgruppen und Finanzholding-Gruppen 
§11 Liquidität 
§ 12 Begrenzung von Anlagen 
§ 12 a Begründung von Untemehmensbeziehun- 
gen 

2. Kreditgeschäft 
§ 13 Großkredite 

§ 13 a Großkredite von Kreditinstitutsgruppen 
und Finanzholding-Gruppen 
§ 14 Millionenkredite 
§15 Organkredite 
§ 16 Anzeigepflicht für Organkredite 
§ 17 Haftungsbestimmung 
§18 Kreditunterlagen 

§ 19 Begriff des Kredits und des Kreditneh- 
mers 

§ 20 Ausnahmen von den Verpflichtungen 
nach den §§13 und 13 a 
§ 21 Ausnahmen von den Verpflichtungen 
nach den §§ 14 bis 18 

§ 22 Rechtsverordnungsermächtigung über 
Kredite 

3. (weggefallen) 

4. Werbung und Hinweispflichten der Kre- 
ditinstitute 

§ 23 Werbung 

§ 23 a Hinweis auf fehlende Mitgliedschaft in 
einer Sichenmgseinrichtung 

5. Besondere Pflichten der Kreditinstitute, 
ihrer Geschäftsleiter, der Finanzholding- 
Gesellschaften und der gemischten Unter- 
nehmen 

§ 24 Anzeigen 

§ 24 a Errichtung einer Zweigstelle in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft 

§ 25 Monatsausweise imd weitere Angaben 

5 a. Vorlage von Rechnungslegungsunterla- 
gen 

§ 26 Vorlage von Jahresabschluß, Lagebericht 
und Prüfungsberichten 

6. Prüfimg imd Prüferbestellung 

§ 27 Prüfung der Aidage 
§ 28 Bestellung des Prüfers in besonderen Fäl- 
len 

§ 29 Besondere Pflichten des Prüfers 
§ 30 Depotprüfung 

7. Befreiungen 
§ 31 
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Entwurf Beschlüsse des 

Dritter Abschnitt 

Vorschriften über die Beaufsichtigung der Kredit- 
institute 

1. Zulassung zum Geschäftsbetrieb 

§ 32 Erlaubnis 
§ 33 Versagung der Erlaubnis 
§ 33 a Aussetzung oder Beschränkimg der Er- 
laubnis bei Unternehmen mit Sitz außer- 
halb der Europäischen Gemeinschaft 
§ 33 b Anhörung der zuständigen Behörden ei- 
nes anderen Mitgliedstaats der Europäi- 
schen Gemeinschaft 

§ 34 Stellvertretung und Fortführung bei To- 
desfall 

§ 35 Erlöschen und Aufhebung der Erlaubnis 
§ 36 Abberufung von Geschäftsleitem 
§ 37 Einschreiten gegen ungesetzliche Ge- 
schäfte 

§ 38 Folgen der Aufhebung und des Erlöschens 
der Erlaubnis, Maßnahmen bei der Ab- 
wicklung 

2. Schutz der Bezeichnungen „Bank“ und 
„Sparkasse" 

§ 39 Bezeichnimgen „Bank" und „Bankier" 

§ 40 Bezeichnung „Sparkasse" 

§41 Ausnahmen 

§ 42 Entscheidung des Bundesaufsichtsamtes 
§ 43 Registervorschriften 

3. Auskünfte und Prüfungen 

§ 44 Auskünfte und Prüfungen von Kredit- 
instituten und in die Aufsicht auf zusam- 
mengefaßter Basis einbezogenen Unter- 
nehmen 

§ 44 a Grenzüberschreitende Auskünfte und 
Prüfungen ^ 

§ 44 b Prüfung der Inhaber bedeutender Beteili- 
gungen 

4. Maßnahmen in besonderen Fällen 

§ 45 Maßnahmen bei unzureichendem Eigen- 
kapital oder unzureichender Liquidität 
§ 45 a Maßnahmen gegenüber Finanzholding- 
Gesellschaften 

§ 46 Maßnahmen bei Gefahr 
§ 46 a Maßnahmen bei Konkursgefahr, Bestel- 
lung vertretungsbefugter Personen 
§ 46 b Konkursantrag 
§ 46 c Berechnimg von Fristen 
§ 47 Moratorium, Einstellung des Bank- und 
Börsenverkehrs 

§ 48 Wiederaufnahme des Bank- und Börsen- 
verkehrs 

5. Vollziehbarkeit, Zwcuigsnüttel, Kosten 
und Gebühren 

§ 49 Sofortige Vollziehbarkeit 
§ 50 Zwangsmittel 
§ 51 Kosten und Gebühren 


. Ausschusses 
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Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Vierter Abschnitt 

Sondervorschriften 

§ 52 Sonderaufsicht 

§ 53 Zweigstellen von Unternehmen mit Sitz in 
einem anderen Staat 

§ 53 a Repräsentanzen von Unternehmen mit 
Sitz in einem anderen Staat 

§ 53 b Unternehmen mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemein- 
schaft 

§ 53 c Unternehmen mit Sitz außerhalb der Euro- 
päischen Gemeinschaft 

§ 53d Meldungen an die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften 

Fünfter Abschnitt 

Strafvorschriften, Bußgeldvorschriften 

§ 54 Verbotene Geschäfte, Hcuideln ohne Er- 
laubnis 

§ 55 Verletzung der Pflicht zur Anzeige der 
Zahlungsunfähigkeit oder der Überschul- 
dung 

§ 56 Ordnungswidrigkeiten 

§ 57 (weggefallen) 

§ 58 (weggefallen) 

§ 59 Geldbußen gegen Kreditinstitute 

§ 60 Zuständige Verwaltungsbehörde 


Sechster Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften 


§ 61 
§62 
§63 

§ 63a 

§64 
§ 64a 

§ 64b 
§ 64c 

§ 64d 
§ 64e 


Erlaubnis für bestehende Kreditinstitute 
Überleitungsbestimmungen 
Aufhebung und Änderung von Rechtsvor- 
schriften 

Sondervorschriften für das in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannte Gebiet 
Deutsche Bundespost POSTBANK 
Grenzen für Anlagen von bestehenden 
Kreditinstituten 


Kapital von bestehenden Kreditinstituten 
Übergangsregelung für aktivische Unter- 
schiedsbeträge 

Übergangsregelung für Großkredite 
Anzeigepflicht für Finanzholding-Gesell- 
schaften" 


2. Die nachstehenden Vorschriften werden wie folgt 
geändert: 


2. Die nachstehenden Vorschriften werden wie folgt 
geändert: 


a) In § 1 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2, § 24 Abs. 4 a) unverändert 
Satz 1, § 24a Abs. 4, § 25 Abs. 4 Satz 1 und 3, 

§ 29 Abs. 3 Satz 1, § 30 Abs. 2 Satz 1, § 31 Abs. 1 
und § 53 c werden die Worte „Der Bundesmi- 
nister" jeweüs durch die Worte „Das Bundes- 
ministerium“ ersetzt. 


b) ln § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Teilsatz 1 wird das 
Wort „Bimdesminister" durch das Wort „Bun- 
desministerium'* ersetzt. 
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c) In § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Teilsatz 3 werden die 
Worte „der Bundesminister" durch die Worte 
„das Bundesministerium" ersetzt. 

b) In § 24 Abs. 4 Satz 2, § 29 Abs. 3 Satz 2 und § 30 d) unverändert 
Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Er" jeweils durch 

das Wort „Es" ersetzt. 

c) In § 1 Abs. 4 und 5, § 2b Abs. 3 und 5 Satz 1, § 8 e) unverändert 
Abs. 3 Satz 1, § 14 Abs. 4, § 24a Abs. 1 und 4, 

§ 33a Satz 1, §§ 33b, 44a Abs. 2 Satz 1, § 53b 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 7 Satz 1, §§ 53 c und 53 d 
sowie in den Überschriften der §§ 24 a, 33 a, 

33b, 53b und 53c wird das Wort „Wirtschafts- 
gemeinschaft" jeweils durch das Wort „Ge- 
meinschaft" ersetzt; in § 24 Abs. 1 Nr. 10 
werden die Worte „Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft" durch die 
Worte „Mitgliedstaat der Europäischen Ge- 
meinschaft" ersetzt. 

3. § 1 wird wie folgt geändert: 3. unverändert 

a) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 3 a 
bis 3 c eingefügt: 

„(3 a) Finanzholding-Gesellschaften sind Fi- 
nanzinstitute, deren Tochterunternehmen aus- 
schließlich oder hauptsächlich Kreditinstitute 
oder Finanzinstitute sind, wobei mindestens 
ein Tochtenmtemehmen ein Kreditinstitut ist, 
das Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder 
des Publikums entgegennimmt und das Kredit- 
geschäft betreibt. 

(3 b) Gemischte Unternehmen sind Unter- 
nehmen, die weder Finanzholding- Gesell- 
schaften noch Kreditinstitute sind, mit minde- 
stens einem Kreditinstitut als Tochterunter- 
nehmen. 

(3 c) Unternehmen mit bankbezogenen 
Hilfsdiensten sind Unternehmen, deren 
Haupttätigkeit darin besteht, Immobilien zu 
verwalten, Rechenzentren zu betreiben oder 
andere Tätigkeiten auszuführen, die Hilfstä- 
tigkeiten im Verhältiüs zur Haupttätigkeit 
eines oder mehrerer Kreditinstitute sind. " 

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5 a ein- 
gefügt: 

„(5 a) Zone A bezeichnet alle Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Gemeinschaft, alle Ver- 
tragsstaaten des Abkommens über den Euro- 
päischen Wirtschaftsraum und die anderen 
Vollmitgliedstaaten der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung sowie die Länder, die mit dem Internatio- 
nalen Wähnmgsfonds besondere Kreditab- 
kommen im Zusammenhang mit dessen 
Allgemeinen Kreditvereinbarungen getrof- 
fen haben. Zone B bezeichnet alle übrigen 
Länder. " 
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

c) In Absatz 7 wird der Punkt durch ein Semiko- 
lon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„als Tochterunternehmen gelten auch Unter- 
nehmen, auf die ein beherrschender Einfluß 
ausgeübt werden kann. " 

4. In § 2 Abs. 4 wird nach der Angabe „45" die 4. unverändert 
Angabe „ , 46" eingefügt. 

5. § 2b wird wie folgt geändert: 5. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 5 wird nach der Angabe 
„Satz 2" die Angabe „Nr. 1" eingefügt. 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „die Entschei- 
dung über" gestrichen und das Wort „aus- 
zusetzen" durch die Worte „vorläufig zu 
untersagen" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Aussetzung" 
durch die Worte „vorläufige Untersagimg" 
ersetzt, 

6. § 8 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 6. unverändert 

a) In Satz 1 werden die Worte „über Kreditinsti- 
tute auf zusammengefaßter Basis" durch die 
Worte „nach Maßgabe der Richtlinie 
92/30/EWG des Rates vom 6. April 1992 über 
die Beaufsichtigung von Kreditinstituten auf 
konsolidierter Basis (ABI. EG Nr. L 110 S. 52 — 

KonsoÜdierungsrichtlinie) " ersetzt. 

b) In Satz 2 Nr. 2 werden die Worte „eines 
Kreditinstituts oder einer Kreditinstituts- 
gruppe" durch die Worte „von Kreditinstituten 
auf Einzelbasis oder auf zusammengefaßter 
Basis" ersetzt. 

7. Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt: 7. unverändert 

„§ 8a 

Zuständigkeit für die Beaufsichtigung 
auf zusammengefaßter Basis 

(1) Das Bundesaufsichtsamt kann von der 
Beaufsichtigxmg einer Kreditinstitutsgruppe oder 
Finanzholding-Gruppe im Sinne des § 10a Abs. 2 
und 3 absehen und das übergeordnete Kreditin- 
stitut von den Vorschriften dieses Gesetzes über 
die Beaufsichtigung auf zusammengefaßter Basis 
widerruflich freisteUen, wenn 

1. bei Kreditinstitutsgruppen das übergeordnete 
Kreditinstitut Tochterunternehmen eines Kre- 
ditinstituts mit Sitz in einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Gemeinschaft ist, das 
Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder des 
Publikums entgegennimmt und das Kreditge- 
schäft betreibt, und dort in die Beaufsichtigung 
auf zusammengefaßter Basis gemäß der Kon- 
solidierungsrichthrüe einbezogen ist, oder 

2. bei Finanzholding- Gruppen diese von den 
zuständigen Behörden eines anderen Mit- 
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Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

gliedstaates auf zusammengefaßter Basis ge- 
mäß der Konsohdierungsrichtlinie beaufsich- 
tigt werden. 

(2) Das Bimdesauf sichtsamt kaim über die Fälle 
des § 10a Abs. 3 hinaus nach Maßgabe des 
Artikels 4 Abs. 2 bis 4 der Konsolidierungsrichth- 
nie eine Gruppe von Unternehmen als Finanzhol- 
ding-Gruppe und ein Kreditinstitut der Gruppe 
mit Sitz ün Inland als übergeordnetes Kreditinsti- 
tut bestimmen; die Vorschriften dieses Gesetzes 
über die Beaufsichtigung auf zusammengefaßter 
Basis sind in diesem Fall entsprechend anzuwen- 
den." 


8. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden nach Satz 3 folgende 
Sätze angefügt: 

„Die Kreditinstitute haben dem Bundesauf- 
sichtsamt und der Deutschen Bimdesbank 
monatlich die nach den Grundsätzen für die 
Überprüfimg der angemessenen Eigenkapital- 
ausstattung erforderlichen Angaben einzurei- 
chen. Sie haben zur Sicherstellimg der ord- 
nungsgemäßen Aufbereitung und Weiterlei- 
tung der gemäß Satz 4 erforderlichen Angaben 
eine ordnimgsgemäße Organisation und ange- 
messene interne KontroUverfahren einzurich- 
ten." 


b) Absatz 6 a wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr. 3 wird nach den Worten 
„nachrangiger Verbindlichkeiten" das 
Wort „(Marktpflegepositionen)" einge- 
fügt. 

bb) Satz 1 Nr 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. folgende Kapitalanteile, Forderungen 
aus nachrangigen Verbindlichkeiten, 
Genußrechten und Vermögenseinla- 
gen als stiller Gesellschafter sowie 
Vorzugsaktien: 

a) unmittelbar gehaltene Kapital- 
anteile an Kreditinstituten, aus- 
genommen Kapitalanlagegesell- 
schaften, und Finanzinstituten in 
Höhe von mehr als 1 0 vom Hundert 
des Kapitals dieser Unternehmen; 
mittelbar gehaltene Anteile an sol- 
chen Unternehmen, die von einem 
Unternehmen vermittelt werden, 
das nicht unter die Abzugspflicht 
fällt, oder deren quotaler Buchwert 
höher ist als der Buchwert der sie 


8. § 10 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) In Absatz 4 a Satz 1 Nr. 4 Buchstabe b Doppel- 
buchstabe cc werden nach den Worten 
„Grundstücks-Sondervermögen" die Worte 
„mit Ausnahme eines Spezialfonds" gestri- 
chen. 

c) In Absatz 5 Satz 5 wird das Wort „notierten" 
gestrichen. 

d) Absatz 6 a wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr. 3 werden das Wort „notier- 
ten" gestrichen und nach den Worten 
„nachrangiger Verbindlichkeiten" das 
Wort „(Marktpflegepositionen)" eingefügt. 

bb) entfällt 
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vermittelnden Anteile, gelten an 
Stelle der sie vermittelnden Anteile 
von mehr als 10 vom Hundert als 
unmittelbar gehaltene Anteile in 
Höhe ihres quotalen Buchwertes 
ohne die in Teilsatz 1 vorgesehene 
Beschränkung auf von mehr als 
10 vom Hundert des Kapitals dieser 
Unternehmen; § 10 a Abs. 5 Satz 1 
Teilsatz 3 gilt entsprechend; bei 
mittelbar gehaltenen Anteilen, die 
durch mehrere Unternehmen ver- 
mittelt werden, ist der jeweils 
höhere quotale Buchwert maßgeb- 
lich; mittelbar gehaltene Anteile, 
die über Anteile vermittelt werden, 
welche nach dem Gegenstand des 
Beteiligungsunternehmens nicht 
unter die Abzugspflicht nach dieser 
Vorschrift fallen, werden dabei 
jedoch nur berücksichtigt, wenn 
der durchgerechnete Anteil höher 
als 10 vom Hundert ist; 

b) Forderungen aus nachrangigen 
Verbindlichkeiten im Sinne des Ab- 
satzes 5a an Kreditinstitute, ausge- 
nommen Kapitalanlagegesellschaf- 
ten, und Finanzinstitute, an denen 
das Kreditinstitut im Sinne des 
Buchstaben a beteiligt ist; 

c) Forderungen aus Genußrechten im 
Sinne des Absatzes 5 an Unterneh- 
men nach Buchstabe b; 

d) Forderungen aus Vermögenseinla- 
gen als stiller Gesellschafter im 
Sinne des Absatzes 4 an Unterneh- 
men nach Buchstabe b; 

e) Vorzugsaktien im Sinne des Absat- 
zes 4 a Satz 1 Nr. 3 der Unterneh- 
men nach Buchstabe b;“. 

cc) Satz 1 Nr. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. der Gesamtbetrag der folgenden un- 
mittelbar gehaltenen Kapitalanteile, 
Forderungen aus nachrangigen Ver- 
bindlichkeiten, Genußrechten und 
Vermögenseinlagen als stiller Ge- 
sellschafter sowie Vorzugsaktien, so- 
weit er 10 vom Hundert des haf- 
tenden Eigenkapitals des Kreditin- 
stituts vor Abzug der Beträge nach 
Nummer 4 und nach dieser Nummer 
übersteigt: 

a) unmittelbar gehaltene Kapitalan- 
teile an Kreditinstituten, ausge- 
nommen Kapitalanlagegesellschaf- 
ten, und Finanzinstituten in Höhe 
von höchstens 10 vom Hundert des 
Kapitals dieser Unternehmen; 
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b) Forderungen aus nachrangigen 
Verbindlichkeiten im Sinne des 
Absatzes 5 a an Kreditinstitute, aus- 
genommen Kapitalanlagegesell- 
schaften, und Finanzinstitute, an 
denen das Kreditinstitut nicht oder 
nur in Höhe von höchstens 10 vom 
Hundert des Kapitals dieser Unter- 
nehmen beteiligt ist; 

c) Forderungen aus Genußrechten im 
Sinne des Absatzes 5 an Unterneh- 
men nach Buchstabe b; 

d) Forderungen aus Vermögenseinla- 
gen als stiller Gesellschafter im 
Sinne des Absatzes 4 an Unterneh- 
men nach Buchstabe b; 

e) Vorzugsaktien im Sinne des Absat- 
zes 4 a Satz 1 Nr, 3 der Unterneh- 
men nach Buchstabe b . " 


dd) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden durch 
folgende Sätze 2 bis 6 ersetzt: 

„ Das Bundesaufsichtsamt kann auf Antrag 
des Kreditinstituts Ausnahmen vom Erfor- 
dernis des Abzugs nach Satz 1 Nr. 4 oder 5 
zulassen, wenn das Kreditinstitut Anteile 
eines Kreditinstituts oder eines Finanzin- 
stituts hält, um dieses Unternehmen finan- 
ziell zu stützen. Das übergeordnete Kredit- 
institut kann Kapitalanteile, die andern- 
falls es oder ein nachgeordnetes Unterneh- 
men nach Maßgabe des Satzes 1 Nr. 4 
oder, bei einer Beteiligung von 10 vom 
Hundert, des Satzes 1 Nr. 5 abzuziehen 
hätte, in die Zusammenfassung nach § 10 a 
einbeziehen. Soweit das übergeordnete 
Kreditinstitut von dieser Möglichkeit Ge- 
brauch macht oder auf Grund des § 10a 
unmittelbar oder mittelbar gehaltene Ka- 
pitalanteile einzubeziehen hat, brauchen 
es und die ihm nachgeordneten Unterneh- 
men für diese Kapitalanteile keine Abzüge 
nach Satz 1 Nr. 4 oder 5 vorzunehmen; es 
darf jedoch von dieser Regelung bis zur 
Feststellung der nächsten Bilanz nicht 
abweichen. Nachgeordnete Unternehmen 
brauchen für solche Kapitalanteile keine 
Abzüge vorzunehmen, die ein übergeord- 
netes Kreditinstitut nach Satz 1 Nr. 4 abzu- 
ziehen hat. Die Sätze 3 und 4 gelten ent- 
sprechend für Kreditinstitute, die weder 
einer Kreditinstitutsgruppe noch einer 
Finanzholding-Gruppe angehören . " 

c) Absatz 6 b wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Worten „sowie 
der Absätze 5 und 5 a" die Worte „ , abzüg- 
lich der Marktpflegepositionen," einge- 
fügt. 
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dd) Die Sätze 2 und 3 werden wie folgt ge- 
taßt 

„Ein Kreditinstitut braucht Beteiligungen, 
die es oder das ihm übergeordnete Kredit- 
institut pflichtweise in die Zusammenfas- 
sung nach § 10a, nach § 13a Abs. 3 Satz 1 
und, für den Beteiligungsaltbestand am 
1. Januar 1993 vorbehaltlich des § 64 a 
Abs. 3, nach § 12 Abs. 5 Satz 4 einbezieht, 
nicht von seinem haftenden Eigenkapital 
abzuziehen. Die Regelung gilt entspre- 
chend für Beteiligungen, die das Kreditin- 
stitut als übergeordnetes Kreditinstitut 
freiwillig in die Zusammenfassung nach 
§ 10a,nach§ 13 a Abs. 3 Satz 1 und, für den 
Beteiligungsaltbestand am 1. Januar 1993 
vorbehaltlich des § 64 a Abs. 3, nach § 12 
Abs. 5 Satz 4 einbezieht, oder die es 
freiwillig nach diesen Bestimmungen 
konsolidiert.** 


e) unverändert 
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bb) In Satz 2 werden nach den Worten „nach 
Absatz 5a" die Worte abzüghch der 
Marktpflegepositionen," eingefügt. 

d) Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt: 

„Abweichend von den Sätzen 1 und 2 werden 
Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter so- 
wie Kapital, das gegen Gewährung von 
Genußrechten oder auf Grund der Eingehimg 
nachrangiger Verbindlichkeiten eingezahlt ist, 
dem haftenden Eigenkapital nicht mehr zuge- 
rechnet, sobald die Voraussetzimgen für ihre 
Anerkennimg nach den Absätzen 4, 5 oder 5 a 
entfallen sind. " 


9. § 10 a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 10a 

Eigenkapitalausstattung von Kreditinstituts- 
gruppen imd Finanzholding-Gruppen 

(1) Die Unternehmen einer Kreditinstituts- 
gruppe oder einer Finanzholding-Gruppe (grup- 
penangehörige Unternehmen) müssen insgesamt 
ein angemessenes haftendes Eigenkapital haben. 
§ 10 über die Eigenkapitalausstattimg einzelner 
Kreditinstitute gilt entsprechend. 

(2) Eine Kreditinstitutsgruppe im Sinne dieser 
Vorschrift besteht, wenn ein Kreditinstitut (über- 
geordnetes Kreditinstitut) mit Sitz im Inland an 
einem anderen Kreditinstitut, einem Finanzinsti- 
tut oder einem Unternehmen mit bankbezogenen 
Hilfsdiensten mit Sitz im Inland oder Ausland 
mindestens 40 vom Hundert der Kapitalanteile 
unmittelbar oder mittelbar hält (erhebliche Betei- 
ligimg) oder diese Unternehmen Tochtenmter- 
nehmen sind (nachgeordnete Unternehmen). 
Sind einem Kreditinstitut ausschließlich Unter- 
nehmen mit bankbezogenen Hilfsdiensten nach- 
geordnet, so besteht keine Kreditinstituts- 
gruppe. 

(3) Eine Finanzholding-Gruppe im Sinne dieser 
Vorschrift besteht, wenn einer Finanzholding- 
Gesellschaft mit Sitz im Inland Unternehmen im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 1 nachgeordnet sind, 
von denen mindestens ein Kreditinstitut mit Sitz 
im Inland als Tochterunternehmen nachgeordnet 
ist, es sei denn, die Finanzholding-Gesellschaft ist 
ihrerseits 

1 . einem Kreditinstitut oder einer Finanzholding- 
Gesellschaft mit Sitz im Inland als Tochtenm- 
temehmen nachgeordnet oder 

2. einem Kreditinstitut mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft, 
das Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder 
des Publikums entgegennimmt und das Kredit- 
geschäft betreibt, als Tochterunternehmen 
nachgeordnet. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

f) unverändert 


9. § 10 a wird wie folgt gefaßt: 

.§ 10a 

Eigenkapitalausstattimg von Kreditinstituts- 
gruppen und Finanzholding-Gruppen 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Hat die Finanzholding- Gesellschaft ihren Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft, so besteht vorbehaltlich des Sat- 
zes 1 Nr. 1 imd 2 eine Finanzholding-Gruppe, 
wenn 

1. der Finanzholding-Gesellschaft mindestens 
ein Kreditinstitut mit Sitz im Inland als Tochter- 
unternehmen und kein Kreditinstitut mit Sitz in 
ihrem Sitzstaat, das Einlagen oder andere 
rückzahlbare Gelder des Publikums entgegen- 
nimmt und das Kreditgeschäft betreibt, als 
Tochterunternehmen nachgeordnet ist und 

2 . das Kreditinstitut mit Sitz im Inland eine höhere 
Bilanzsimime hat als jedes andere der Finanz- 
holding-Gesellschaft als Tochterunternehmen 
nachgeordnete Kreditinstitut mit Sitz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft, 
das Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder 
des Publikxims entgegennimmt und das Kredit- 
geschäft betreibt, oder bei gleich hoher 
Bilanzsumme zuerst die Zulassung erhalten 
hat. 

Bei einer Finanzholding- Gruppe gilt als überge- 
ordnetes Kreditinstitut dasjenige gruppenange- 
hörige Kreditinstitut mit Sitz im Inland, das selbst 
keinem anderen gruppenangehörigen Kreditin- 
stitut mit Sitz im Inland nachgeordnet ist; erfüllen 
mehrere Kreditinstitute mit Sitz im Inland die 
Voraussetzungen des ersten Halbsatzes, so gilt 
dasjenige von ihnen als übergeordnetes Kreditin- 
stitut, das die höchste Bilanzsumme hat oder, bei 
gleich hoher Büanzsumme, zuerst seine Zulas- 
sung erhalten hat. 

(4) Als nachgeordnete Unternehmen einer Kre- 
ditinstitutsgruppe oder einer Finanzholding- 
Gruppe gelten auch Kreditinstitute, Finanzinsti- 
tute oder Unternehmen mit bankbezogenen Hilfs- 
diensten mit Sitz im Inland oder Ausland, wenn 
ein gruppenangehöriges Unternehmen an einem 
solchen Unternehmen mindestens 20 vom Hun- 
dert der Kapitalanteile unmittelbar oder mittelbar 
hält, es gemeinsam mit anderen nicht gruppenan- 
gehörigen Unternehmen leitet und für die Ver- 
bindlichkeiten dieses Unternehmens nach Maß- 
gabe seines Kapitalanteils beschränkt haftet. 
Kapitalanteilen stehen Stimmrechte gleich. § 16 
Abs. 2 imd 3 des Aktiengesetzes gilt entspre- 
chend, Kapitaleinlagegesellschaften gelten nicht 
als nachgeordnete Unternehmen. 

(5) Zur Ermittlimg einer erheblichen Beteili- 
gung sind unmittelbar oder mittelbar gehaltene 
Kapitalanteile sowie Kapitalanteile, die einem 
anderen für Rechnung eines gruppenangehöri- 
gen Unternehmens gehören, zusammenzurech- 
nen; mittelbar gehaltene Kapitalanteile bleiben 
hierbei außer Betracht, wenn sie durch ein Unter- 
nehmen vermittelt werden, an dem das überge- 
ordnete Kreditinstitut oder die Finanzholding- 
Gesellschaft weniger als 40 vom Himdert der 
Kapitalanteile unmittelbar hält; dies gilt entspre- 
chend für mittelbar gehaltene Kapitalanteile, die 
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(5) unverändert 
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durch mehr als ein Unternehmen vermittelt wer- 
den. Kapitalanteilen stehen Stimmrechte gleich. 
§ 16 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes gilt entspre- 
chend. 

(6) Ob gruppenangehörige Unternehmen ins- 
gesamt ein angemessenes haftendes Eigenkapital 
haben, ist anhand einer Zusammenfassung ihres 
haftenden Eigenkapitals einschließlich der An- 
teile anderer Gesellschafter und der weiteren im 
Rahmen der Grundsätze nach Absatz 1 Satz 2 in 
Verbindung mit § 10 Abs. 1 Satz 2 maßgeblichen 
Posten zu beurteilen; bei gruppenangehörigen 
Unternehmen gelten als haftendes Eigenkapital 
die Bestandteile, die den nach § 10 anerkannten 
Bestandteilen entsprechen. Für die Zusammen- 
fassung hat das übergeordnete Kreditinstitut 
seine maßgeblichen Posten mit denen der ande- 
ren gruppenangehörigen Unternehmen zusam- 
menzufassen. Von dem gemäß Satz 2 zusammen- 
zufassenden haftenden Eigenkapital sind abzu- 
ziehen die bei dem übergeordneten Kreditinstitut 
und den anderen gruppenangehörigen Unterneh- 
men ausgewiesenen, auf die gruppenangehöri- 
gen Unternehmen entfallenden Buchwerte der 
Kapitalanteile, der Vermögenseinlagen stiller 
Gesellschafter nach § 10 Abs. 4 Satz 1, des 
Genußrechtskapitals nach § 10 Abs. 5 Satz 1 und 
der nachrangigen Verbindlichkeiten nach § 10 
Abs. 5 a Satz 1 sowie die bei dem übergeordneten 
Kreditinstitut oder einem anderen gruppenange- 
hörigen Unternehmen berücksichtigten nicht rea- 
lisierten Reserven nach § 10 Abs. 4 a Satz 1 Nr. 4, 
soweit sie auf die gruppenangehörigen Unterneh- 
men entfallen/ bei Beteiligxmgen, die über nicht 
gruppenangehörige Unternehmen vermittelt 
werden, sind solche Buchwerte und nicht reali- 
sierten Reserven jeweils quotal in Höhe desjeni- 
gen Anteils abzuziehen, welcher der durchge- 
rechneten Kapitalbeteiligimg entspricht. Die 
nicht in die Verrechnung nach Satz 3 eingehen- 
den sonstigen für die Berechnung der Grundsätze 
nach Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 10 Abs. 1 
Satz 2 maßgeblichen Posten, die sich aus Rechts- 
verhältnissen zwischen gruppenangehörigen Un- 
ternehmen ergeben, sind wegzulassen. Das Bun- 
desministerium der Finanzen kann im Benehmen 
mit der Deutschen Bundesbank durch Rechtsver- 
ordnung ergänzende Vorschriften erlassen. 
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(6) Ob gruppenangehörige Unternehmen ins- 
gesamt ein angemessenes haftendes Eigenkapital 
haben, ist anhand einer Zusammenfassung ihres 
haftenden Eigenkapitals einschließlich der An- 
teile anderer Gesellschafter und der weiteren im 
Rahmen der Gnmdsätze nach Absatz 1 Satz 2 in 
Verbindung mit § 10 Abs. 1 Satz 2 maßgeblichen 
Posten zu beurteilen; bei gruppenangehörigen 
Unternehmen gelten als haftendes Eigenkapital 
die Bestandteile, die den nach § 10 anerkannten 
Bestandteilen entsprechen. Für die Zusammen- 
fassimg hat das übergeordnete Kreditinstitut 
seine maßgeblichen Posten mit denen der ande- 
ren gruppenangehörigen Unternehmen zusam- 
menzufassen. Von dem gemäß Satz 2 zusammen- 
zufassenden haftenden Eigenkapital sind abzu- 
ziehen die bei dem übergeordneten Kreditinstitut 
und den anderen gruppenangehörigen Unterneh- 
men ausgewiesenen, auf die gruppeneingehöri- 
gen Unternehmen entfallenden Buchwerte der 
Kapitalanteile, der Vermögenseinlagen stiller 
Gesellschafter nach § 10 Abs. 4 Satz 1, des 
Genußrechtskapitals nach § 10 Abs. 5 Satz 1 imd 
der nachrangigen Verbindlichkeiten nach § 10 
Abs. 5 a Satz 1 sowie die bei dem übergeordneten 
Kreditinstitut oder einem anderen gruppenange- 
hörigen Unternehmen berücksichtigten nicht rea- 
lisierten Reserven nach § 10 Abs. 4 a Satz 1 Nr. 4, 
soweit sie auf die gruppenangehörigen Unterneh- 
men entfallen, und zwar die Kapitalanteile und 
Vermogenseinlagen stiller Gesellschafter vom 
Kemkapltal, die nachrangigen Verbindlichkei- 
ten von den ergänzenden Eigenkapitalbestand- 
teilen des § 10 Abs. 6b Satz 2, das GenuBrechts- 
kapital und die nicht realisierten Reserven von 
der Summe der ergänzenden Eigenkapitalbe- 
standteile des § 10 Abs. 6 b Satz 1, Jeweils vor der 
in diesen Bestimmungen vorgesehenen Kap- 
pung; bei Beteiligrmgen, die über nicht gruppen- 
angehörige Unternehmen vermittelt werden, sind 
solche Buchwerte imd nicht realisierten Reserven 
jeweils quotal in Höhe desjenigen Anteils abzu- 
ziehen, welcher der durchgerechneten Kapitalbe- 
teiligung entspricht. Ist der Buchwert einer Betei- 
ligung höher als das anteilige Kapital und die 
anteiligen Rücklagen des nachgeordneten Un- 
ternehmens, so hat das übergeordnete Kreditin- 
stitut den Unterschiedsbetrag, wie er sich bei 
erstmaliger Einbeziehung der Beteiligung in die 
Zusammenfassung ergibt (aktivischer Unter- 
schiedsbetrag), mit haftendem Eigenkapital zu 
unterlegen. Zu diesem Zweck hat das übergeord- 
nete Kreditinstitut den aktivischen Unterschieds- 
betrag in die folgenden Komponenten zu zerle- 
gen: 

a) den Betrag, der durch nicht realisierte Reser- 
ven des nachgeordneten Unternehmens ge- 
deckt ist, die nach § 10 Abs. 4 a Satz 1 Nr. 4 als 
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(7) Bei nachgeordneten Unternehmen, die 
keine Tochtenmtemehmen sind, hat das überge- 
ordnete Kreditinstitut, insofern abweichend von 
Absatz 6, sein haftendes Eigenkapital und die 
weiteren im Rahmen der Gnmdsätze nach 
Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 10 Abs. 1 
Satz 2 maßgeblichen Posten mit dem haftenden 
Eigenkapital und den weiteren maßgeblichen 
Posten der nachgeordneten Unternehmen jeweils 
quotal in Höhe desjenigen Anteils zusanunenzu- 
fassen, der seiner Kapitalbeteüigimg an dem 
nachgeordneten Unternehmen entspricht. 

(8) Das übergeordnete Kreditinstitut ist für eine 
angemessene Eigenkapitalausstattung der Kre- 
ditinstitutsgruppe oder Finanzholding-Gruppe 


haftendes Eigenkapital berücksichtigungsfä- 
hig sind, 

b) den Betrag, der durch sonstige nicht reali- 
sierte Reserven des nachgeordneten Unter- 
nehmens gedeckt ist und 

c) den Restbetrag (Geschäfts- oder Firmen- 
wert). 

Der Geschäfts- oder Firmenwert ist vom Kemka- 
pital der Gruppe abzuziehen. Die Beträge nach 
Buchstaben a und b sind nach Maßgabe des 
Satzes 8 und vorbehaltlich des Satzes 9 mit 
haftendem Eigenkapital abzudecken, das bei der 
Beurteilung der Angemessenheit des haftenden 
Eigenkapitals der Gruppe nach § 10 Abs. 1 Satz 2 
und § 10 a Abs. 1 Satz 1 nicht berücksichtigt 
werden darf. Dieses muß beim Betrag nach Buch- 
stabe b mindestens zur Hälfte aus Kemkapital 
bestehen, beim Betrag nach Buchstabe a kann die 
Unterlegung auch in voller Höhe mit dem Teil- 
betrag der ergänzenden Eigenmittel erfolgen, 
der gemäß § 10 Abs. 6b Satz 1 oder 2 nicht als 
haftendes Eigenkapital zu berücksichtigen ist. 
Dabei können die Beträge nach Buchstaben a und 
b mit einem jährlich um mindestens ein Zehntel 
abnehmenden Betrag wie eine Beteiligung an 
einem gruppenfremden Unternehmen behandelt 
werden; die nach § 10 Abs. 4 a Satz 1 Nr. 4 
berücksichtigungsfähigen nicht realisierten Re- 
serven des nachgeordneten Unternehmens sind 
bei der Berechnung der konsolidierten Eigenmit- 
tel nur insoweit anzurechnen, als sie den Teil des 
Betrages nach Buchstabe a, der nach Maßgabe 
des Teilsatzes 1 wie eine Beteiligung an einem 
gruppenfremden Unternehmen behandelt wer- 
den kann, übersteigen. Die nicht in die Verrech- 
nung nach Satz 3 eingehenden sonstigen für die 
Berechnung der Grundsätze nach Absatz 1 Satz 2 
in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Satz 2 maßgebli- 
chen Posten, die sich aus Rechtsverhältnissen 
zwischen gruppenangehörigen Unternehmen er- 
geben, sind wegzulassen. Das Bundesministe- 
rium der Finanzen kann im Benehmen mit der 
Deutschen Bundesbank durch Rechtsverordnung 
ergänzende Vorschriften erlassen. 

(7) unverändert 


(8) unverändert 
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(Gruppe) verantwortlich. Es darf jedoch zur Erfül- 
lung seiner Verpflichtungen nach Satz 1 auf 
gruppenangehörige Unternehmen nur einwirken, 
soweit dem das allgemein geltende Gesellschafts- 
recht nicht entgegensteht. § 10 Abs. 1 Satz 4 gilt 
entsprechend. 

(9) Die gruppenangehörigen Unternehmen (9) unverändert 

haben zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen 

Aufbereitung und Weiterleitung der für die 
Zusammenfassung gemäß den Absätzen 6 und 7 
erforderlichen Angaben eine ordnungsgemäße 
Organisation imd angemessene interne Kontroll- 
verfahren einzurichten. Die nachgeordneten Un- 
ternehmen sowie die Finanzholding- Gesellschaft 
sind verpflichtet, dem übergeordneten Kreditin- 
stitut die für die Zusammenfassxmg erforderlichen 
Angaben zu übermitteln. Kann ein übergeordne- 
tes Kreditinstitut für einzelne gruppenangehörige 
Unternehmen die erforderlichen Angaben nicht 
beschaffen, so sind die auf das gruppenangehö- 
rige Unternehmen entfallenden, in Absatz 6 Satz 3 
genannten Buchwerte vom haftenden Eigenkapi- 
tal des übergeordneten Kreditinstituts abzuzie- 
hen. 

(10) Die Absätze 1 imd 6 bis 8 gelten nicht für (10) unverändert 

übergeordnete Kreditinstitute, die selbst einem 

Kreditinstitut mit Sitz im Inland nachgeordnet 
sind, es sei denn, es handelt sich um wechselseitig 
beteiligte Kreditinstitute oder um Kreditinstitute, 
an denen übergeordnete Kreditinstitute weniger 
als 75 vom Hundert der Kapitalanteile halten. " 


10. Dem § 11 wird folgender Satz angefügt: 10. unverändert 

„Die Kreditinstitute haben dem Bundesaufsichts- 
amt und der Deutschen Bundesbank monatlich 
die nach den Grundsätzen für die Überprüf \mg 
der Liquiditätsausstattimg erforderlichen Anga- 
ben einzmeichen." 


11. § 12a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 11. § 12a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt; a) unverändert 

„Ein Kreditinstitut oder eine Finanzholding- 
Gesellschaft hat bei dem Erwerb einer Beteili- 
gung an einem Unternehmen mit Sitz im Aus- 
land oder der Begründung einer Untemeh- 
mensbeziehimg mit einem solchen Unterneh- 
men, wodurch das Unternehmen zu einem 
nachgeordneten Unternehmen im Sinne des 
§ 10a Abs. 2 bis 4 oder § 13a Abs. 2 wird, 
sicherzustellen, daiß es, im Falle einer Finanz- 
holding-Gesellschaft das für die Zusammen- 
fassung verantwortliche übergeordnete Kre- 
ditinstitut, die für die Erfüllung der jeweiligen 
Pflichten nach den §§ 10a, 13a und 25 Abs. 2 
erforderlichen Angaben erhält. " 
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b) In Satz 2 werden die Angabe „§ 10 a Abs. 5 
Satz 2 " durch die Angabe „ § 10 a Abs. 9 Satz 2 " 
und die Worte „quotalen Zusammenfassung 
nach § 10a Abs. 3" durch die Worte „Zusam- 
menfassimg nach § 10a Abs. 6 oder 7" 
ersetzt. 

c) In Satz 3 werden nach dem Wort „Kreditinsti- 
tut" die Worte „oder die Finanzholding- 
Gesellschaft" eingefügt. 

12. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 

Großkredite 

(1) Kredite an einen Kreditnehmer, die insge- 
samt 10 vom Himdert des haftenden Eigenkapi- 
tals des Kreditinstituts betragen oder übersteigen 
(Großkredite), sind der Deutschen Bundesbank 
nach Maßgabe der nach § 22 zu erlassenden 
Rechtsverordnung anzuzeigen. Die Deutsche 
Bimdesbank leitet die Anzeigen mit ihrer Stel- 
lungnahme an das Bimdesaufsichtsamt weiter; 
dieses kann auf die Weiterleitung bestimmter 
Anzeigen verzichten. 

(2) Kreditinstitute in der Rechtsform einer juri- 
stischen Person oder einer Personenhandelsge- 
sellschaft dürfen unbeschadet der Wirksamkeit 
des Rechtsgeschäftes Großkredite nur auf Grund 
eines einstimmigen Beschlusses sämtlicher Ge- 
schäftsleiter gewähren. Der Beschluß soll vor der 
Kreditgewährung gefaßt werden. Ist dies im Ein- 
zelfall wegen der Eilbedürftigkeit des Geschäftes 
nicht möghch, so ist der Beschluß imverzüglich 
nachzuholen. Der Beschluß ist aktenkundig zu 
machen. Ist der Großkredit ohne vorherigen ein- 
stimmigen Beschluß sämtlicher Geschäftsleiter 
gewährt worden, so ist dem Bundesaufsichtsamt 
und der Deutschen Bimdesbank innerhalb eines 
Monats anzuzeigen, ob und mit welchem Ergeb- 
nis die Beschlußfassung nachgeholt worden ist. 
Wird ein bereits gewährter Kredit durch Verrin- 
gerung des haftenden Eigenkapitals zu einem 
Großkredit, ist die Weitergewätirung dieses Groß- 
kredits imbeschadet der Wirksamkeit des Rechts- 
geschäftes nur auf Grund eines imverzüglich 
nachzuholenden einstimmigen Beschlusses sämt- 
licher Geschäftsleiter zulässig; die Sätze 4 und 5 
gelten entsprechend. 

(3) Zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen 
Ermittlung und Erfassung aller Großkredite und 
ihrer späteren Änderungen sowie zur Überwa- 
chung der Übereinstimmung dieser Kredite mit 
der eigenen Kreditpolitik hat jedes Kreditinstitut 
eine ordnimgsgemäße Organisation und Buch- 
führung sowie angemessene interne Kontrollver- 
fahren einzurichten. 

(4) Unbeschadet der Wirksamkeit des Rechtsge- 
schäfts darf der einzelne Großkredit 25 vom Hun- 
dert und dürfen alle Großkredite zusammen das 
Achtfache des haftenden Eigenkapitals des Kre- 


Beschlüsse des 7, Ausschusses 

b) In Satz 2 werden die Angabe „§ 10 a Abs. 5 
Satz 2 " durch die Angabe „ § 1 0 a Abs. 9 Satz 3 “ 
und die Worte „quotalen Zusammenfassung 
nach § 10a Abs. 3" durch die Worte „Zusam- 
menfassung nach § 10a Abs. 6 oder 7" 
ersetzt. 

c) unverändert 


12. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 

Großkredite 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Unbeschadet der Wirksamkeit des Rechtsge- 
schäfts darf der einzelne Großkredit 25 vom Him- 
dert und dürfen alle Großkredite zusammen das 
Achtfache des haftenden Eigenkapitals des Kre- 
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ditinstituts nicht übersteigen; bei Krediten an 
Tochtenmtemehmen oder Mutteruntemehmen, 
die nicht in die Zusammenfassung nach § 13 a 
einbezogen werden, darf der einzelne Großkredit 
20 vom Hundert des haftenden Eigenkapitals des 
Kreditinstituts nicht übersteigen. Das Überschrei- 
ten der Grenzen nach Satz 1 ist unverzüglich der 
Deutschen Bundesbank und dem Bundesauf- 
sichtsamt anzuzeigen. Das Kreditinstitut darf mit 
Zustimmung des Bundesaufsichtsamtes die 
Grenze nach Satz 1 überschreiten, wenn die über 
die Grenzen hinausgehenden Beträge, bei Über- 
schreiten beider Grenzen der höhere Betrag, 
durch haftendes Eigenkapital abgedeckt werden; 
diese Teile des haftenden Eigenkapitals dürfen 
bei den Gnmdsätzen nach § 10 Abs. 1 Satz 2 und 
§ 10 a Abs. 1 Satz 1 über die Angemessenheit des 
haftenden Eigenkapitals nicht berücksichtigt 
werden. 


(5) Kredite, die Zentralkreditinstitute über die 
ihnen angeschlossenen Zentralbanken oder Giro- 
zentralen oder über die diesen angeschlossenen 
eingetragenen Genossenschaften oder Sparkas- 
sen an Endkreditnehmer leiten, sind in Absatz 4 
bei den Zentralkreditinstituten nur in Höhe des 
dem einzelnen Endkreditnehmer gewährten Kre- 
dits zu berücksichtigen, wenn die Kreditforderun- 
gen an das Zentralkreditinstitut zur Sicherheit 
abgetreten werden. 

(6) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Zusagen 
von Kreditrahmenkontingenten mit der Maßgabe, 
daß die Anzeigen nach Absatz 1 an Stichtagen zu 
erstatten sind, die vom Bimdesaufsichtsamt 
bestimmt werden. " 


13. § 13a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13a 

Großkredite von Kreditinstitutsgruppen 
imd Finanzholding-Gruppen 

(1) Für die von den Unternehmen einer Kredit- 
institutsgruppe oder einer Finanzholding-Gruppe 
insgescimt gewährten Kredite gilt § 13 Abs. 1, 4, 5 
und 6 über Großkredite einzelner Kreditinstitute 
entsprechend. 
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ditinstituts nicht übersteigen; bei Krediten an 
Tochtenmtemehmen, an Mutteruntemehmen 
oder an dessen andere Tochterunternehmen 
(Schwesterunternehmen) darf der einzelne Groß- 
kredit 20 vom Hundert des haftenden Eigenkapi- 
tals des Kreditinstituts nicht übersteigen, es sei 
denn, das Kreditinstitut und das Tochter-, Mut- 
ter- oder Schwesteruntemehmen gehören einer 
Gruppe im Sinne des § 13 a Abs. 2 an oder sie 
werden durch die zuständigen Behörden eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Ge- 
meinschaft oder Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum zu einer 
Kreditinstituts- oder Finanzholding-Gruppe nach 
Maßgabe der Richüinie 92/121/EWG des Rates 
vom 21. Dezember 1992 über die Überwachung 
und Kontrolle der Großkredite von Kreditinstitu- 
ten (ABI. EG 1993 Nr. L 29 S. 1 — Großkredit- 
richtlinie) zusammengefaßt. Das Überschreiten 
der Grenzen nach Satz 1 ist imverzüglich der 
Deutschen Bundesbank imd dem Bundesauf- 
sichtsamt anzuzeigen. Das Kreditinstitut darf mit 
Zustimmung des Bundesaufsichtsamtes die 
Grenze nach Satz 1 überschreiten, wenn die über 
die Grenzen hinausgehenden Beträge, bei Über- 
schreiten beider Grenzen der höhere Betrag, 
durch haftendes Eigenkapital abgedeckt werden; 
diese Teile des haftenden Eigenkapitals dürfen 
bei den Grundsätzen nach § 10 Abs. 1 Satz 2 und 
§ 10 a Abs. 1 Satz 1 über die Angemessenheit des 
haftenden Eigenkapitals nicht berücksichtigt 
werden. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


13. § 13 a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13a 

Großkredite von Kreditinstitutsgruppen 
und Finanzholding- Gmppen 

(1) unverändert 
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(2) Eine Kreditinstitutsgruppe im Siime dieser 
Vorschrift besteht, wenn ein Kreditinstitut (über- 
geordnetes Kreditinstitut) mit Sitz im Inland an 
einem anderen Kreditinstitut, einem Finanzinsti- 
tut oder einem Unternehmen nüt bankbezogenen 
Hilfsdiensten mit Sitz im Inland oder Ausland 
mindestens 50 vom Hundert der Kapitalanteile 
mimittelbar oder mittelbar hält (maßgebliche 
Beteiligimg) oder diese Unternehmen Tochtenm- 
temehmen sind (nachgeordnete Unternehmen). 
Sind einem Kreditinstitut ausschließlich Unter- 
nehmen mit bankbezogenen Hilfsdiensten nach- 
geordnet, so besteht keine Kreditinstitutsgruppe. 
Für die Bestimmung einer Finanzholding-Gruppe 
im Siime dieser Vorschrift güt § 1 0 a Abs. 3 mit der 
Maßgabe, daß nur nachgeordnete Unternehmen 
im Sinne des Satzes 1 einzubeziehen sind. Für die 
Bestimmung der nachgeordneten Unternehmen 
gilt § 10 a Abs. 4, für die Ermittlung einer maßgeb- 
lichen Beteiligung § 10a Abs. 5 entsprechend. 

(3) Ob Unternehmen, die einer Kreditinstituts- 
gruppe oder einer Finanzholding-Gruppe ange- 
hören, insgesamt einen Großkredit gewährt 
haben und die Grenzen des § 13 Abs. 4 einhalten, 
ist anhand einer Zusammenfassung ihres haften- 
den Eigenkapitals einschließlich der Anteile 
anderer Gesellschafter und der Kredite an einen 
Kreditnehmer festzustellen, wenn für eines der 
gruppenangehörigen Unternehmen der von ihm 
gewährte Kredit 5 vom Hundert seines haftenden 
Eigenkapitals beträgt oder übersteigt. § 10 a 
Abs. 6 Satz 2 bis 5 und Abs. 7 güt entspre- 
chend. 

(4) Das übergeordnete Kreditinstitut hat die 
Anzeigepflichten nach Absatz 1 in Verbindung 
mit § 13 Abs. 1 und 4 zu erfüUen. Es ist dafür 
verantwortlich, daß die gruppenangehörigen Un- 
ternehmen insgesamt die Grenzen des § 13 Abs. 4 
einhalten. Es darf jedoch zur Erfüllung seiner 
Verpflichtungen nach Satz 2 auf gruppenangehö- 
rige Unternehmen nur einwirken, soweit dem das 
aUgemein geltende GeseUschaftsrecht nicht ent- 
gegensteht. 

(5) § 10a Abs. 9 imd 10 gilt entsprechend." 

14. § 14 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt; 

„(1) Die Kreditinstitute haben der Deutschen 
Bundesbank bis zum 15. der Monate Januar, 
April, Jiüi und Oktober diejenigen Kreditnehmer 
anzuzeigen, deren Verschuldung bei ihnen zu 
irgendeinem Zeitpunkt während der dem Melde- 
termin vorhergehenden drei Kalendermonate 
3 MüKonen Deutsche Mark oder mehr betragen 
hat. Übergeordnete Kreditinstitute im Siime des 
§ 13 a Abs. 2 haben zugleich für die gruppenan- 
gehörigen Unternehmen im Sinne des § 13 a 
Abs. 2 deren Kreditnehmer im Sinne des entspre- 
chend anzuwendenden Satzes 1 anzuzeigen. 
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(2) Eine Kreditinstitutsgruppe im Sinne dieser 
Vorschrift besteht, wenn ein Kreditinstitut (über- 
geordnetes Kreditinstitut) mit Sitz im Inland an 
einem anderen Kreditinstitut, einem Finanzinsti- 
tut oder einem Unternehmen mit bankbezogenen 
Hüfsdiensten mit Sitz im Inland oder Ausland 
mindestens 50 vom Hundert der Kapitalanteüe 
unmittelbar oder mittelbar hält (maßgebliche 
Beteiligimg) oder diese Unternehmen Tochterun- 
ternehmen sind (nachgeordnete Unternehmen). 
Sind einem Kreditinstitut ausschließlich Unter- 
nehmen mit bankbezogenen Hüfsdiensten nach- 
geordnet, so besteht keine Kreditinstitutsgruppe. 
Für die Bestimmung einer Finanzholding- Gruppe 
im Sinne dieser Vorschrift güt § 10 a Abs. 3 mit der 
Maßgabe, daß nur nachgeordnete Unternehmen 
im Sinne des Satzes 1 einzubeziehen sind. Für die 
Ermitttung einer maßgeblichen Beteiligung gilt 
§ 10 a Abs. 5 entsprechend. 

(3) Ob Unternehmen, die einer Kreditinstituts- 
gruppe oder einer Finanzholding-Gruppe ange- 
hören, insgesamt einen Großkredit gewährt 
haben und die Grenzen des § 13 Abs. 4 einhalten, 
ist anhand einer Zusammenfassung ihres haften- 
den Eigenkapitals einschließlich der Anteüe 
anderer Gesellschafter und der Kredite an einen 
Kreditnehmer festzusteUen, wenn für eines der 
gruppenangehörigen Unternehmen der von ihm 
gewährte Kredit 5 vom Hundert seines haftenden 
Eigenkapitals beträgt oder übersteigt. § 10 a 
Abs. 6 Satz 2 bis 11 und Abs. 7 güt entspre- 
chend. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


14. § 14 wird wie folgt geändert; 
a) unverändert 
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soweit diese Unternehmen nicht selbst nach Satz 1 
oder nach § 2 Abs. 2 zweiter Halbsatz anzeige- 
pflichtig sind. Diese gruppenangehörigen Unter- 
nehmen haben dem übergeordneten Kreditinsti- 
tut die hierfür erforderlichen Angaben zu über- 
mitteln. Satz 1 gilt bei Gemeinschaftskrediten von 
3 Millionen Deutsche Mark imd mehr auch d€um, 
wenn der Anteil des einzelnen Unternehmens 
3 Millionen Deutsche Mark nicht erreicht. Aus der 
Anzeige muß die Höhe der Kreditinanspruch- 
nahme des Kreditnehmers am Meldestichtag 
ersichtlich sein. § 13 Abs. 1 Satz 2 gilt entspre- 
chend." 

b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Verschialdxmg bei den beteiligten Kredit- 
gebern ist in der Benachrichtigimg aufzuglie- 

dem in 

1. Kredite im Sinne von § 19 Abs. 1 Satz 2; 

2. Finanzswaps, Finanztermingeschäfte imd 
Optionsrechte im Siime von § 19 Abs. 1 
Satz 1; 

3. Kredite im Siime von § 19 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 
bis 5, 7 imd 9j 

4. Kredite, die vom Bund, einem Sonderver- 
mögen des Bundes, einem Land, einer 
Gemeinde oder einem Gemeindeverband 
verbürgt oder in anderer Weise gesichert 
sind (öffentlich verbürgte Kredite)? 

5. Kredite, die die Voraussetzungen des § 21 
Abs. 4 Nr. 1, 2 und 4 erfüllen (Recdkre- 
dite)? 

6. Kredite im Sinne von § 20 Abs. 2 Nr 3." 


15. In § 15 Abs. 1 Satz 1 werden in Nummer 9 die 
Worte „, Kuxen" imd „Zeihl der Kuxe," gestri- 
chen. 


16. In § 18 Satz 1 wird das Wort „einhimderttausend" 
durch das Wort „zweihimdertfünf zigtausend" 
ersetzt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Verschuldung bei den beteiligten Kredit- 
gebern ist in der Benachrichtigung aufzuglie- 
dem in 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. Kredite im Sinne von § 19 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 
bis 5, 7, 9 und 12? 

4. unverändert 


5. Kredite, die die Voraussetzungen des § 21 
Abs. 3 Nr. 1 oder 2 erfüllen (Recilkredite)? 


6. Kredite im Sinne von § 20 Abs. 3 Satz 2 
Nr. 2." 


15. unverändert 


16. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „einhunderttausend" 
durch das Wort „zweihundertfünfzigtausend" 
ersetzt. 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Das Kreditinstitut kann von der laufenden 
Offenlegung absehen bei Krediten, die durch 
erstrangige Grundpfandrechte auf Wohn- 
eigentum, das vom Kreditnehmer selbst 
genutzt wird, gesichert sind, solange der Kre- 
dit vier Fünftel des Beleihungswertes des 
Pfandobjektes im Sinne des § 12 Abs. 1 und 2 
des Hypothekenbankgesetzes nicht übersteigt 
und der Kreditnehmer die von ihm geschulde- 
ten Tins- und Tilgungsleistungen störungsfrei 
erbringt" 
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17. Die §§ 19 bis 21 werden wie folgt gefaßt: 

«§ 19 

Begriff des Kredits und des Kreditnehmers 

(1) Kredite im Sinne der §§ 13 bis 18 sind 
Bilanzaktivai Finanzswaps sowie die dafür über- 
nommenen Gewährleistimgen, Finanzterminge- 
schäfte tmd Optionsrechte sowie die dafür über- 
nommenen Gewährleisttmgen und andere außer- 
bilanzielle Geschäfte. Als Bilanzaktiva im Siime 
von Satz 1 sind anzusehen 

1. Guthaben bei Zentralnotenbanken und Post- 
giroämtem, 

2. Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, 
die zur Refinanzierung bei Zentralnotenban- 
ken zugelassen sind, 

3. im Einzug befindliche Werte, für die entspre- 
chende Zcihlungen bereits bevorschußt wur- 
den, 

4. Forderungen an Kreditinstitute und Kunden 
(einschließlich der Warenforderungen von 
Kreditinstituten mit Warengeschäft), 

5. Schuldverschreibungen und andere festver- 
zinsliche Wertpapiere, soweit sie kein Recht 
verbriefen, das unter die in Satz 1 genannten 
Finanztermingeschäfte oder Optionsrechte 
fällt, 

6. Aktien und andere nicht festverzinsliche 
Wertpapiere, soweit sie kein Recht verbrie- 
fen, das unter die in Satz 1 genannten Finanz- 
termingeschäfte oder Optionsrechte fällt, 

7. Beteiligungen, 

8. Anteile an verbimdenen Unternehmen, 

9. Gegenstände, über die als Leasinggeber Lea- 
singverträge abgeschlossen worden sind, 
unabhängig von ihrem Bilanzausweis, 

10. sonstige Vermögensgegenstände, sofern sie 
einem Adressenausfallrisiko tmterliegen. 

Als andere außerbilanzieUe Geschäfte im Sinne 
des Satzes 1 sind anzusehen 

1. den Kreditnehmern abgerechnete eigene 
Ziehimgen im Umlauf, 

2. Indossamentsverbindlichkeiten aus weiter- 
gegebenen Wechseln, 

3. Bürgschaften imd Garantien für Bilanzak- 
tiva, 

4. Erfüllungsgarantien imd andere als die in 
Nummer 3 genannten Garantien und Ge- 
währleistimgen, soweit sie sich nicht auf die in 
Satz 1 genannten Finanzswaps, Finanzter- 
mingeschäfte oder Optionsrechte beziehen, 

5. Eröffnung xmd Bestätigung von Akkreditiven, 


17. Die §§ 19 bis 21 werden wie folgt gefaßt: 

»§ 19 

Begriff des Kredits in den §§ 13 bis 14 
und des Kreditnehmers 

(1) Kredite im Sinne der §§ 13 bis 14 sind 
Bilanzaktiva, Finanzswaps sowie die dafür über- 
nommenen Gewährleistungen, Finanzterminge- 
schäfte und Optionsrechte sowie die dafür über- 
nommenen Gewährleistungen und andere außer- 
bilanzielle Geschäfte. Als Bilanzaktiva im Siime 
von Satz 1 sind anzusehen 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 


6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

Als andere außerbilanzielle Geschäfte im Sinne 
des Satzes 1 sind anzusehen 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 
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6. unbedingte Verpflichtungen der Bausparkas- 
sen zur Ablösung fremder Vorfinanzierungs- 
und Zwischenkredite an Bausparer, 

7. Haftimg aus der Bestellung von Sicherheiten 
für fremde Verbindlichkeiten, 

8. beim Pensionsgeber vom Bestand abgesetzte 
Bilanzaktiva, die dieser mit der Vereinbarung 
auf einen anderen übertragen hat, daß er sie 
auf Verlangen zurücknehmen muß, 

9. Verkäufe von Bilanzaktiva mit Rückgriff, bei 
denen das Kreditrisiko bei dem verkaufenden 
Kreditinstitut verbleibt, 

10. Terminkäufe auf Bilanzaktiva, bei denen eine 
unbedingte Verpflichtung zur Abnahme des 
Liefergegenstandes besteht, 

11. Plazierung von Termineinlagen auf Termin, 

12. Ankaufs- und Refinanzierungszusagen, 

13. noch nicht in Anspruch genommene Kredit- 
zusagen, welche eine Urspnmgslaufzeit von 
mehr als einem Jahr haben und nicht jederzeit 
fristlos und vorbehaltlos von dem Kreditinsti- 
tut gekündigt werden können, 

14. noch nicht in Anspruch genommene Kredit- 
zusagen, welche eine Ursprungslaufzeit von 
bis zu einem Jahr haben oder jederzeit fristlos 
imd vorbehaltlos von dem Kreditinstitut 
gekündigt werden können. 

Als Finanzswaps, Finanztermingeschäfte und 
Optionsrechte sind auch alle aus solchen Finanz- 
instrumenten abgeleiteten oder mit ihnen ver- 
gleichbaren Finanzprodukte anzusehen. 

(2) Im Siime der §§ 10, 13 bis 18 gelten als ein 
Kreditnehmer zwei oder mehr natürliche oder 
juristische Personen oder Personenhandelsgesell- 
schaften, die insofern eine Einheit bilden, als eine 
von ihnen unmittelbar oder mittelbar beherr- 
schenden Einfluß auf die andere oder die anderen 
ausüben kann, oder die ohne Vorliegen eines 
solchen Beherrschimgsverhältnisses als Risiko- 
einheit anzusehen sind, da die zwischen ihnen 
bestehenden Abhängigkeiten es wahrscheinhch 
erscheinen lassen, daß, wenn einer dieser Kredit- 
nehmer in finanzielle Schwierigkeiten gerät, dies 
auch bei den anderen zu Zahlungsschwierigkei- 
ten führt. Dies ist insbesondere der Fall bei 

1. allen Unternehmen, die demselben Konzern 
angehören oder durch Verträge verbunden 
sind, die vorsehen, daß das eine Unternehmen 
verpflichtet ist, seinen ganzen Gewinn an ein 
anderes abzuführen, sowie in Mehrheitsbesitz 
stehenden Unternehmen und den an ihnen mit 
Mehrheit beteiligten Unternehmen oder Perso- 
nen, ausgenommen 

a) der Bimd, ein Sondervermögen des Bundes, 
ein Land, eine Gemeinde oder ein Gemetn- 
deverband. 
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6. unverändert 


7. unverändert 

8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 


14. unverändert 


Als Finanzswaps, Finanztermingeschäfte und 
Optionsrechte sind auch alle aus solchen Finanz- 
instrumenten abgeleiteten oder mit ihnen ver- 
gleichbaren Finanzprodukte anzusehen. 

(2) Im Siime der §§ 10, 13 bis 18 gelten als ein 
Kreditnehmer zwei oder mehr natürliche oder 
juristische Personen oder Personenhandelsgesell- 
schaften, die insofern eine Einheit bilden, als eine 
von ihnen unmittelbar oder mittelbar beherr- 
schenden Einfluß auf die andere oder die anderen 
ausüben kann, oder die ohne Vorliegen eines 
solchen Beherrschimgsverhältnisses als Risiko- 
einheit anzusehen sind, da die zwischen ihnen 
bestehenden Abhängigkeiten es wahrscheinlich 
erscheinen lassen, daß, wenn einer dieser Kredit- 
nehmer in finanzielle Schwierigkeiten gerät, dies 
auch bei den anderen zu Zahlungsschwierigkei- 
ten führt. Dies ist insbesondere der Fall bei 

1. unverändert 
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b) die Europäischen Gemeinschaften, 

c) ein anderer Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft oder Vertragsstaat des Ab- 
kommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum und deren Regionalregierun- 
gen imd örtlichen Gebietskörperschaften, 
wenn für diese Regionalregierungen oder 
örtlichen Gebietskörperschaften nach Arti- 
kel 7 der Richtlinie 89/647/EWG des Rates 
vom 18. Dezember 1989 über einen Solva- 
bilitätskoeffizienten für Kreditinstitute (ABI. 
EG Nr. L 386 S. 14 — Solvabilitätsrichtlinie) 
die Gewichtimg Null bekanntgegeben wor- 
den ist, 

d) eine Zentralregierixng in einem anderen 
Land der Zone A; 

2. Personenhandelsgesellschaften imd ihren per- 
sönlich haftenden Gesellschaftern; 

3. Personen imd Unternehmen, für deren Rech- 
mmg Kredit auf genommen wird imd demjeni- 
gen, der den Kredit im eigenen Namen auf- 
nimmt. 

Bei Anwendung des § 13 gilt Satz 1 nicht für 
Kredite innerhalb einer Kreditinstitutsgruppe 
oder einer Finanzholding- Gruppe nach § 13 a 
Abs, 2 an Unternehmen, die in die Zusammenfas- 
sung nach § 13 a Abs. 3 einbezogen sind. 


(3) Wenn ein Dritter, der weder Kredit- noch 
Finanzinstitut ist, einen Kredit an einen Kunden 
garantiert oder in anderer Weise gewährleistet, so 
ist der Dritte als Kreditnehmer im Sinne der §§13 
und 13 a anzusehen. 


2. unverändert 


3. unverändert 


Bei Anwendung des § 13 gilt Satz 1 nicht für 
Kredite innerhalb einer Kreditinstitutsgruppe 
oder einer Finanzholding- Gruppe nach § 13 a 
Abs, 2 an Unternehmen, die in die Zusammenfas- 
sung nach § 13 a Abs. 3 einbezogen sind. Satz 3 
gilt entsprechend für Kredite an Mutterunterneh- 
men mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaft oder Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum sowie an deren andere Tochterun- 
ternehmen, sofern das Kreditinstitut, sein Mut- 
terunternehmen und deren andere Tochterunter- 
nehmen von den zuständigen Behörden des 
anderen Mitgliedstaates oder Vertragsstaates in 
die Überwachung der Großkredite auf zusam- 
mengefaßter Basis nach Maßgabe der Großkre- 
ditrichtlinie einbezogen werden. 

(3) Bei Krediten aus öffentlichen Fördermitteln, 
welche die Förderinstitute des Bundes und der 
Länder aufgrund selbständiger Kreditverträge, 
gegebenenfalls auch über weitere Durchlei- 
tungsinstitute, über Hausbanken zu vorbestimm- 
ten Konditionen an Endkreditnehmer leiten 
(Hausbankprinzip), gelten für die beteiligten 
Institute in bezug auf die §§ 13 und 13a die 
einzelnen Endkreditnehmer als Kreditnehmer 
des von ihnen gewährten Interbankkredits, wenn 
ihnen die Kreditforderungen zur Sicherheit 
abgetreten werden. Dies gilt entsprechend für 
aus eigenen oder öffentlichen Mitteln zinsverbil- 
ligte Kredite der Förderinstitute nach dem Haus- 
bankprinzip (Eigenmittelprogramme) sowie für 
Kredite aus nicht öffentlichen Mitteln, die ein 
Kreditinstitut nach gesetzlichen Vorgaben, gege- 
benenfalls auch über weitere Durchleitungsinsti- 
tute, über Hausbanken an Endkreditnehmer lei- 
tet. 
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§ 20 

Ausnahmen von den Verpflichtungen 
nach den §§ 13 und 13a 

(1) Als Kredite im Sinne der §§ 13 und 13a 

gelten nicht 

1. Vorleistungen bei Wechselkursgeschäften, die 
im Rahmen des üblichen Abrechnungsverfah- 
rens innerhalb von zwei Geschäftslagen ab 
Vorleistung abgewickelt werden; 

2. Vorleistungen bei Wertpapiergeschäften, die 
im Rahmen des üblichen Abrechnungsverfah- 
rens innerhalb von fünf Geschäftslagen ab 
Vorleistung abgewickelt werden; 

3. Bilanzaktiva, die nach § 10 Abs. 6 a Satz 1 Nr, 4 
oder 5, § 10a Abs. 9 Satz 3 oder § 13 a Abs. 5 von 
dem haftenden Eigenkapital abzuziehen sind, 
sowie bei mittelbar gehaltenen Anteilen an 
Kreditinstituten und Finanzinstituten, die nach 
§10 Abs. 6 a Satz 1 Nr. 4 von dem haftenden 
Eigenkapitai abzuziehen sind, die sie vermit- 
telnden Kapitalanteile. 


(2) Bei den Anzeigen nach § 13 Abs, 1 und § 13 a 

Abs. 1 sind nicht zu berücksichtigen 

1. Kredite, deren Erfüllung geschuldet oder aus- 
drücklich gewährleistet wird von 

a) dem Bund, einem Sondervermögen des 
Bundes, einem Land, einer Gemeinde oder 
einem Gemeindeverband, 

b) einer Zentralregierung oder Zentralnoten- 
bank in einem anderen Land der Zone A, 

c) den Europäischen Gemeinschaften, 

d) einer Regionalregierung oder örtlichen Ge- 
bietskörperschaft in einem anderen Mit- 
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaft 
oder Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum, wenn 
für diese Regionalregierungen oder örtli- 
chen Gebietskörperschaften nach Artikel 7 
der Solvabilitätsrichthnie die Gewichtung 
Null bekanntgegeben worden ist; 

2. Kredite, soweit ihre Erfüllung gesichert ist 

durch Sicherheiten in Form von 

a) Wertpapieren, die von einer der in Num- 
mer 1 genarmten Körperschaften oder 
einem Sondervermögen ausgegeben wor- 
den sind, 

b) Bareinlagen bei dem kreditgewährenden 
Institut, 

c) Einlagenzertifikaten oder ähnlichen Papie- 
ren, die von dem kreditgewährenden Insti- 
tut ausgegeben wurden und bei diesem 
hinterlegt sind; 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
§ 20 

Ausnahmen von den Verpflichtungen 
nach den §§ 13 bis 14 

(1) Als Kredite im Sinne der §§ 13 und 13a 
gelten nicht 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. Bilanzaktiva, die nach § 10 Abs. 6 a Satz 1 Nr, 4, 
§ 10 a Abs. 9 Satz 3 oder § 13 a Abs. 5 von dem 
haftenden Eigenkapital abgezogen werden; 


4. abgeschriebene Kredite. 

(2) Bei den Anzeigen nach § 13 Abs, 1 und § 13 a 
Abs. 1 sind nicht zu berücksichtigen 

1. Kredite, deren Erfüllung geschuldet oder aus- 
drücklich gewährleistet wird von 

a) dem Bund, der Deutschen Bundesbank, 
einem Sondervermögen des Bundes, einem 
Land, einer Gemeinde oder einem Gemein- 
deverband, 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 


2. Kredite, soweit ihre Erfüllung gesichert ist 
durch Sicherheiten in Form von 

a) Wertpapieren, die von einem der in Num- 
mer 1 genannten Emittenten ausgegeben 
worden sind, 

b) unverändert 

c) unverändert 
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3. Kredite mit Laufzeiten bis zu einem Jahr, deren 
Erfüllung geschuldet wird von Kreditinstituten 
mit Sitz im Inland oder von Kreditinstituten, die 
Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder des 
Publikums entgegennehmen und das Kredit- 
geschäft betreiben, in anderen Ländern der 
Zone A, soweit sie bereits nach §14 Abs. 1 als 
Millionenkredite anzuzeigen sind; Forderun- 
gen eingetragener Genossenschaften an ihre 
Zentralbanken, von Sparkassen an ihre Giro- 
zentralen sowie von Zentralbanken und Giro- 
zentralen an ihre Zentralkreditinstitute aus bei 
diesen unterhaltenen, dem Liquiditätsaus- 
gleich im Verbund dienenden Guthaben kön- 
nen eine längere Laufzeit haben. 

(3) Bei der Berechnung der Auslastung der 
Obergrenze für den einzelnen Großkredit nach 
§ 13 Abs. 4 Satz 1 sind Kredite im Sirme des 
Absatzes 2 nicht zu berücksichtigen. Nicht zu 
berücksichtigen sind außerdem 

1. Kredite, deren ErfüUimg geschuldet wird von 
einer Zentralregierung oder einer Zentralno- 
tenbank in einem Land der Zone B, sofern die 
Kredite auf die Währung des jeweiligen 
Schuldners oder Emittenten lauten und in die- 
ser finanziert sind, 

2. Kredite im Sinne des Absatzes 2 Nr. 3 die nur 
deshalb bei den Anzeigen nach §13 Abs. 1 und 
§ 13 a Abs. 1 zu berücksichtigen sind, weil sie 
nicht bereits als Millionenkredite nach §14 
Abs. 1 anzuzeigen sind. 


3. Kredite, die durch Grundpfandrechte axif 
Wohneigentum, das von dem Kreditnehmer 
gegenwärtig oder künftig selbst genutzt oder 
vermietet wird oder über das er als Leasingge- 
ber Leasingverträge mit einer Kaufoption des 
Leasingnehmers abgeschlossen hat und das 
solange sein Eigentum bleibt, wie der Leasing- 
nehmer oder Mieter seine Kaufoption nicht 
ausgeübt hat, gesichert sind, soweit sie 50 vom 
Hundert des Grundstückswertes nicht über- 
steigen imd wenn der Wert des Grundstücks 
jährlich nach von dem Bundesaufsichtsamt 
festgelegten Bewertungsvorschriften ermittelt 
wird. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. entfällt 


(3) Bei der Berechnung der Auslastung der 
Obergrenze für den einzelnen Großkredit nach 
§ 13 Abs. 4 Satz 1 sind Kredite im Sinne des 
Absatzes 2 nicht zu berücksichtigen. Nicht zu 
berücksichtigen sind außerdem 

1. unverändert 


2. Kredite mit Laufzeiten bis zu einem Jahr, 
deren Erfüllung geschuldet wird von Kreditin- 
stituten mit Sitz im Inland oder von Kreditin- 
stituten in anderen Ländern der Zone A, die 
Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder 
des Publikums entgegennehmen und das Kre- 
ditgeschäft betreiben; Forderungen eingetra- 
gener Genossenschaften an ihre Zentralban- 
ken, von Sparkassen an ihre Girozentralen 
sowie von Zentralbanken und Girozentralen 
an ihre Zentralkreditinstitute aus bei diesen 
unterhaltenen, dem Liquiditätsausgleich im 
Verbund dienenden Guthaben können eine 
längere Laufzeit haben, 

3. Schuldverschreibungen mit einer Deckung 
nach den Vorschriften des Hypothekenbank- 
gesetzes, das Schiffsbankgesetzes oder des 
Gesetzes über die Pfandbriefe und verwand- 
ten Schuldverschreibungen öffentlich-rechtli- 
cher Kreditanstalten, 

4. unverändert 
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4. bis zum 31. Dezember 2001 Kredite, die den 
Erfordernissen des § 12 Abs. 1 und 2 des 
Hypothekenbankgesetzes entsprechen, soweit 
sie 50 vom Hundert des Wertes des Gnmd- 
stücks nicht übersteigen. 

(4) Bei der Berechnung der Auslastung der 
Obergrenze für die Gesamtheit der Großkredite 
eines Kreditinstituts nach § 13 Abs. 4 Satz 1 sind 
die Kredite nach den Absätzen 2 und 3 Satz 2 
sowie nach § 19 Abs. 1 Satz 3 Nr. 14 nicht zu 
berücksichtigen. 

(5) § 13 Abs. 2 \md 6 über Großkreditbeschlüsse 
gilt nicht für Kredite, die nach Absatz 2 nicht 
anzeigepflichtig sind. 


§ 21 

Ausnahmen von den Verpflichtungen 
nach den §§14 bis 18 

(1) Als Kredite im Sinne der §§ 14 bis 18 gelten 
nicht die in § 20 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten 
Kredite. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

5. vor dem 1. Januar 2002 gewährte Kredite, die 
den Erfordernissen des § 12 Abs. 1 und 2 des 
Hypothekenbankgesetzes entsprechen, soweit 
sie 50 vom Hundert des Wertes des Grund- 
stücks nicht übersteigen. 

(4) unverändert 


(5) § 13 Abs. 2 und 6 über Großkreditbeschlüsse 

gilt nicht für Kredite nach Absatz 2 und 3 Satz 2 

Nr. 2 und 3. 

(6) Als Kredite im Sinne des § 14 gelten nicht 

1. Kredite nach Absatz 1 Nr. 1, 2 und 4; 

2. Kredite, deren Erfüllung geschuldet wird 
von 

a) dem Bund, der Deutschen Bundesbank, 
einem Sondervermögen des Bundes, einem 
Land, einer Gemeinde oder einem Gemein- 
deverband, 

b) den Europäischen Gemeinschaften, 

c) einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts, die vom Bund, einem Land oder 
einer in Buchstabe a genannten juristischen 
Person getragen wird und keine Erwerbs- 
zwecke verfolgt, oder einem Unternehmen 
ohne Erwerbscharakter im Besitz des Bun- 
des, eines Landes oder einer der in Buch- 
stabe a genannten juristischen Personen; 

3. Anteile an anderen Unternehmen unabhängig 
von ihrem Bilanzausweis; 

4. die Wertpapiere des Handelsbestandes. 

§21 

Begriff des Kredits 
in den §§ 15 bis 18 

(1) Kredite im Sinne der §§ 15 bis 18 sind 

1 . Gelddarlehen aller Art, entgeltlich erworbene 
Geldforderungen, Akzeptkredite sowie For- 
derungen aus Namensschuldverschreibungen 
mit Ausnahme der auf den Namen lautenden 
Pfandbriefe und Kommunalschuldverschrei- 
bungen; 

2. die Diskontierung von Wechseln und 
Schecks; 

3. Geldforderungen aus sonstigen Handelsge- 
schäften eines Kreditinstituts, ausgenommen 
die Forderungen aus Warengeschäften der 
Kreditgenossenschaften, sofern diese nicht 
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(2) Als Kredite im Sinne des §14 gelten nicht 


1. Kredite, deren Erfüllung geschuldet wird von 

a) dem Bund, einem Sondervermögen des 
Bundes, einem Land, einer Gemeinde oder 
einem Gemeindeverband, 

b) den Europäischen Gemeinschaften, 

c) einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts, die von einer der in Buchstabe a 
genannten Körperschaften oder einem die- 
ser Sondervermögen getragen wird und 
keine Erwerbszwecke verfolgt, oder einem 
Unternehmen ohne Erwerbscharakter im 
Besitz einer der zuvor genannten Körper- 
schaften oder einem dieser Sondervermö- 
gen; 

2. Anteile an anderen Unternehmen unabhängig 

von ihrem Bilanzausweis. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

über die handelsübliche Frist hinaus gestun- 
det werden; 

4. Bürgschaften, Garantien und sonstige Ge- 
währleistungen eines Kreditinstituts sowie die 
Haftung eines Kreditinstituts aus der Bestel- 
lung von Sicherheiten für fremde Verbindlich- 
keiten; 

5. die Verpflichtung, für die Erfüllung entgelt- 
lich übertragener Geldforderungen einzuste- 
hen oder sie auf Verlangen des Erwerbers 
zurückzuerwerben; 

6. Beteiligungen eines Kreditinstituts an dem 
Unternehmen eines Kreditnehmers; als Betei- 
ligung gilt jeder Besitz des Kreditinstituts an 
Aktien oder Geschäftsanteilen des Unterneh- 
mens, wenn er mindestens ein Viertel des 
Kapitals (Nennkapital, Summe der Kapitalan- 
teile) erreicht, ohne daß es auf die Dauer des 
Besitzes ankommt; 

7. Gegenstände, über die ein Kreditinstitut als 
Leasinggeber Leasingverträge abgeschlossen 
hat, abzüglich solcher Posten, die wegen der 
Erfüllung oder der Veräußerung von Forde- 
rungen aus diesen Leasingverträgen gebildet 
werden; ein solcher Posten kann nur bis zum 
Buchwert des ihm zugehörigen Leasingge- 
genstandes abgezogen werden. 

Zugunsten des Kreditinstituts bestehende Sicher- 
heiten sowie Guthaben des Kreditnehmers bei 

dem Kreditinstitut bleiben außer Betracht. 

(2) Als Kredite im Sinne der §§ 15 bis 18 gelten 

nicht 

1. Kredite, die dem Bund, einem Sondervermö- 
gen des Bundes, einem Land, einer Gemeinde 
oder einem Gemeindeverband gewährt wer- 
den; 

2. ungesicherte Forderungen an andere Kredit- 
institute aus bei diesen unterhaltenen, nur der 
Geldanlage dienenden Guthaben, die späte- 
stens in drei Monaten fällig sind; Forderungen 
eingetragener Genossenschaften an ihre Zen- 
tralkassen, von Sparkassen an ihre Girozen- 
tralen sowie von Zentralkassen und Girozen- 
tralen an ihre Zentralkreditinstitute können 
später fällig gestellt sein; 

3. von anderen Kreditinstituten angekaufte 
Wechsel, die von einem Kreditinstitut ange- 
nommen, indossiert oder als eigene Wechsel 
ausgestellt sind, eine Laufzeit von höchstens 
drei Monaten haben und am Geldmarkt über- 
licherweise gehandelt werden; 

4. abgeschriebene Kredite. 
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(3) Als Kredite im Sinne der §§15 bis 17 gelten 

nicht 

1, Kredite, deren Erfüllung geschuldet wird von 

a) einer Körperschaft oder einem Sonderver- 
mögen im Sinne des Absatzes 2 Nr, 1 
Buchstabe a oder b, 

c) einer Zentralregierung oder Zentralno- 
tenbank in einem anderen Land der Zo- 
ne A, 

d) einer Regionalregierung oder örtlichen Ge- 
bietskörperschaft eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Gemeinschaft oder eines Ver- 
tragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, wenn für 
diese Regionalregierungen oder örtlichen 
Gebietskörperschaften nach Artikel 7 der 
Solvabilitätsrichtlinie die Gewichtung Null 
bekanntgegeben worden ist; 

2, ungesicherte Forderungen an andere Kreditin- 
stitute aus bei diesen unterhaltenen, nur der 
Geldanlage dienenden Guthaben, die späte- 
stens in drei Monaten fällig sind; Forderungen 
eingetragener Genossenschaften an ihre Zen- 
tralbanken, von Sparkassen an ihre Girozentra- 
len sowie von Zentralbanken und Girozentra- 
len an ihre Zentralkreditinstitute können später 
fällig gestellt sein. 

(4) Als Kredite im Sinne des § 15 Abs, 1 Satz 1 

Nr. 6 bis 11, § 16 Satz 1 Nr. 2 gelten nicht 

1. Kredite, die den Erfordernissen der §§11 und 
12 Abs. 1 und 2 des Hypothekenbankgesetzes 
entsprechen; 

2. Kredite mit Laufzeiten von höchstens 15 Jahren 
gegen Bestellung von Schiffshypotheken, die 
den Erfordernissen des § 10 Abs. 1, 2 Satz 1 und 
Abs. 4 Satz 2, des §11 Abs. 1 und 4 sowie des 
§12 Abs. 1 und 2 des Schiffsbankgesetzes 
entsprechen; 

3. Kredite, soweit sie von einer der in Absatz 3 
Nr. 1 genannten Körperschaften oder Sonder- 
vermögen gewährleistet sind; 

4. Kredite, die durch eine Hypothek, Grund- 
schuld oder Schiffshypothek gesichert sind, die 
Beleihungsgrenze nach Nummer 1 oder 2 über- 
steigen und von einer der in Absatz 3 Nr. 1 
genannten Körperschaften oder Sondervermö- 
gen in Höhe des über dieser Grenze liegenden 
Betrages gewährleistet sind. 

(5) Als Kredite im Sinne des §18 gelten nicht die 

in den Absätzen 3 und 4 genannten Kredite.'' 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(3) § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 bis 11 und § 16 Satz 1 

Nr. 2 sowie § 18 gelten nicht für 

1. Kredite, soweit sie den Erfordernissen der 
§§ 11 und 12 Abs. 1 und 2 des Hypotheken- 
bankgesetzes entsprechen; 

2. Kredite mit Laufzeiten von höchstens fünfzehn 
Jahren gegen Bestellung von Schiffshypothe- 
ken, soweit sie den Erfordernissen des § 10 
Abs. 1, 2 Satz 1 und Abs. 4 Satz2, des § 11 Abs. 1 
und 4 sowie des § 12 Abs. 1 und 2 des 
Schiffsbankgesetzes entsprechen; 

3. Kredite, die einer inländischen juristischen 
Person des öffentlichen Rechts, ^e nicht in 
Absatz 2 Nr. 1 genannt ist, den Europäischen 
Gemeinschaften oder der Europäischen Inve- 
stitionsbank gewährt werden; 

4. Kredite, soweit sie von einem der in Absatz 2 
Nr. 1 genannten Kreditnehmer gewährleistet 
sind. 


(4) Bei dem entgeltlichen Erwerb von Geldfor- 
derungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 gilt der 
Veräußerer der Forderungen als Kreditnehmer 
im Sinne der §§ 15 bis 18, wenn er für die 
Erfüllung der übertragenen Forderung einzuste- 
hen oder sie auf Verlangen des Erwerbers 
zurückzuerwerben hat; andernfalls gilt der 
Schuldner der Verbindlichkeit als Kreditneh- 
mer.“ 


(5) entfällt 
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18. § 22 wird wie folgt gefaßt; 

„§22 

Rechtsverordnungsermächtigung 
über Kredite 

Das Bimdesministerium der Finanzen bestimmt 
durch eine im Benehmen mit der Deutschen 
Bimdesbank zu erlassende Rechtsverordnimg 
nach Maßgabe der Richtlinie 92il21fEWG des 
Rates vom 21, Dezember 1992 über die Überwa- 
chung und Kontrolle der Großkredite von Kredit- 
instituten (ABL EG 1993 Nr, L29 S, 1 — Großkre- 
ditrichtlinie) für die Großkredite Art, Umfang imd 
Zeitpunkt der vorgeschriebenen Anzeigen sowie 
bestimmte Kredite, die bei der Berechnimg der 
Obergrenzen nach § 13 Abs. 4 Satz 1 nur teilweise 
oder über die Bestimmimgen des § 20 Abs. 3 imd 4 
hinaus nicht zu berücksichtigen sind. Die Rechts- 
verordnung kann über die Bestimmimgen des 
§ 20 Abs. 2 hinaus weitere Kredite von der 
Anzeigepflicht ausnehmen. Sie kann darüber hin- 
aus nach Maßgabe der Solvabilitätsrichtlinie die 
Methoden zur Ermittlimg des Betrages vorgeben, 
mit dem die außerbilanziellen Geschäfte, die in 
Zusammenhang mit Zinssätzen, ausländischen 
Währungen oder sonstigen Preisen stehen, als 
Kredite im Sinne der §§ 13 bis 18 anzusehen sind. 
Das Bundesministerium der Finanzen kann die 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf das 
Bundesaufsichtsamt mit der Maßgabe übertra- 
gen, daß die Rechtsverordnimg nur im Einverneh- 
men mit der Deutschen Bundesbank ergeht. Vor 
Erlaß der Rechtsverordnung sind die Spitzenver- 
bände der Kreditwirtschaft anzuhören. " 

19. In § 23 a wird in Satz 1 vor dem Wort „inländi- 
schen" das Wort „geeigneten" eingefügt. 

20. Im Zweiten Abschnitt wird die Überschrift vor § 24 
wie folgt gefaßt: 

„5. Besondere Pflichten der Kreditinstitute, ihrer 
Geschäftsleiter, der Finanzholding-Gesell- 
scheiften und der gemischten Unterneh- 
men". 

21. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Nr. 2 wird der zweite Halbsatz wie 
folgt gefaßt: 

„als Beteiligung gilt jeder Besitz an Aktien 
oder Geschäftsanteilen des Unternehmens, 
wenn er mindestens ein Viertel des Kapitals 
des Unternehmens (Nennkapital, Summe der 
Kapitalanteile) erreicht, ohne daß es auf die 
Dauer des Besitzes ankommt." 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a ein- 
gefügt: 

„(3 a) Eine Finanzholding-Gesellschaft hat 
dem Bundesaufsichtsamt und der Deutschen 
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18. § 22 wird wie folgt gefaßt: 

.§22 

Rechtsverordnungsermächtigung 
über Kredite 

Das Bundesministerium der Finanzen bestimmt 
durch eine im Benehmen mit der Deutschen 
Bundesbank zu erlassende Rechtsverordnung 
nach Maßgabe der Großkreditrichtlinie für die 
Großkredite Art, Umfang und Zeitpunkt der vor- 
geschriebenen Anzeigen sowie bestimmte Kre- 
dite, die bei der Berechnung der Obergrenzen 
nach § 13 Abs. 4 Satz 1 nur teilweise oder über die 
Bestimmungen des § 20 Abs. 3 und 4 hinaus nicht 
zu berücksichtigen sind. Die Rechtsverordnung 
kaim über die Bestimmungen des § 20 Abs. 2 
hinaus weitere Kredite von der Anzeigepflicht 
ausnehmen. Sie kann darüber hinaus nach Maß- 
gabe der Solvabilitätsrichtlinie die Methoden zur 
Ermittlung des Betrages vorgeben, mit dem die 
außerbilanziellen Geschäfte, die in Zusammen- 
hang mit Zinssätzen, ausländischen Währungen 
oder sonstigen Preisen stehen, als Kredite im 
Siime der §§ 13 bis 14 anzusehen sind. Das 
Bundesministerium der Finanzen kann die 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf das 
Bundesaufsichtsamt mit der Maßgabe übertra- 
gen, daß die Rechtsverordnung nur im Einverneh- 
men mit der Deutschen Bundesbank ergeht. Vor 
Erlaß der Rechtsverordnung sind die Spitzenver- 
bände der Kreditwirtschaft anzuhören." 


19. unverändert 

20. unverändert 


21. unverändert 
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Bundesbank einmal jährlich eine Sammelan- 
zeige der Kreditinstitute, Finanzinstitute und 
Unternehmen mit bankbezogenen Hilfsdien- 
sten, die ihr nachgeordnete Unternehmen im 
Sinne des § 10 a Abs, 3 und 4 sind, einzurei- 
chen. Das Bundesaufsichtsamt übermittelt 
hierüber eine Aufstellrmg den zuständigen 
Behörden der anderen MitgUedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft vmd der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften. Die 
Begründung, die Veränderung oder die Auf- 
gabe solcher Beteiligungen oder Untemeh- 
mensbeziehungen sind dem Bundesaufsicht- 
samt und der Deutschen Bundesbank unver- 
züglich anzuzeigen. " 

22. In § 24 a Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Kreditinstitut" ein Komma vmd folgende Worte 
eingefügt: 

„das Einlagen oder andere rückzahlbare Gelder 
des Publikums entgegennimmt und das Kreditge- 
schäft betreibt,". 

23. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „quotal" gestri- 
chen. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 1 0 a Abs. 6 und 7 über das Verfahren der 
Zusammenfassung, Abs. 9 über die Infor- 
mationspflicht und Abs. 10 über die Aus- 
nahmen von der Zusammenfassung gilt 
entsprechend. " 

b) In Absatz 4 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Die weiteren Angaben können sich auch auf 
nachgeordnete Unternehmen im Sinne des 
§ 13 a Abs. 2 sowie auf Tochterunternehmen 
mit Sitz im Inland oder Ausland, die nicht in die 
Beaufsichtigung auf zusammengefaßter Basis 
einbezogen sind, sowie auf gemischte Unter- 
nehmen, deren Tochterunternehmen Kreditin- 
stitute sind, beziehen? die gemischten Unter- 
nehmen haben den Kreditinstituten die erfor- 
derlichen Angaben zu übermitteln. " 

24. In § 29 Abs. 1 Satz 1 wird Teilsatz 2 wie folgt 
gefaßt: 

„bei der Prüfung des Jahresabschlusses hat er 
festzustellen, ob das Kreditinstitut die Anzeige- 
pflichten nach § 10 Abs. 4 a Satz 4, Abs. 5 Satz 5, 
Abs. 5a Satz 6, Abs. 8 Satz 1 bis 3, § 12 a Abs. 1 
Satz 3, § 13 Abs. 1 Satz 1 , Abs. 2 Satz 5 und 6, § 13 a 
Abs. 4 Satz 1 , § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 4 Satz 4 zweiter 
Halbsatz, § 16 Satz 1 bis 3, §§ 24, 24 a Abs. 1 sowie 

die Verpflichtungen nach den §§12 und 18, nach 
der nach § 22 zu erlassenden Rechtsverordnun- 
gimd die Verpflichtungen nach § 14 des Geldwä- 
schegesetzes erfüllt hat?". 


22. unverändert 


23. unverändert 


24. In § 29 Abs. 1 Satz 1 wird Teilsatz 2 wie folgt 
gefaßt: 

„bei der Prüfung des Jahresabschlusses hat er 
festzustellen, ob das Kreditinstitut die Anzeige- 
pflichten nach § 10 Abs. 4 a Satz 4, Abs. 5 Satz 5, 
Abs. 5a Satz 6, Abs. 8, § 12a Abs. 1 Satz 3, 
§ 13 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 5 und 6, § 13a 
Abs. 4 Satz 1, § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 4 Satz 4 
zweiter Halbsatz, § 16, §§ 24, 24a Abs. 1 sowie 
die Verpflichtvmgen nach den §§12 und 18, nach 
der nach § 22 zu erlassenden Rechtsverordnung 
und die Verpflichtungen nach § 14 des Geldwä- 
schegesetzes erfüllt hat?". 
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25. § 31 wird wie folgt geändert: 25. unverändert 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „7 und 9" 
durch die Angabe „7,9 und 12” ersetzt und 
nach der Angabe „ § 25" werden die Worte 
„oder von der Pflicht nach § 26 Abs. 1 
Satz 1 zweiter Halbsatz, den Jahresab- 
schluß in einer Anlage zu erläutern," ein- 
gefügt. 

bb) In Nummer 2 wird in der Angabe „13 
Abs. 3 und 4" die Angabe „3 und" gestri- 
chen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „13 Abs. 1 bis 4 " 
durch die Angabe „13 Abs. 1, 2 und 4" 
ersetzt. 

bb) Satz 2 vdrd wie folgt gefaßt: 

„Das Bundesaufsichtsamt kann einzelne 
übergeordnete Kreditinstitute im Sinne 
des§ 10aAbs.2und3unddes§ 13aAbs.2 
von Verpflichtungen nach § 10 a Abs. 6 bis 
8, § 12a Abs. 1 Satz 1, § 13a Abs. 3 und 4 
hinsichtlich einzelner nachgeordneter Un- 
ternehmen im Sinne des § 10a Abs. 2 bis 4 
und des § 13 a Abs. 2 freistellen, wenn und 
solange die Bilanzsumme des einzelnen 
nachgeordneten Unternehmens weniger 
als zehn Millionen ECU und weniger als 
1 vom Hundert der Bilanzsumme des ei- 
ner Kreditinstitutsgruppe übergeordneten 
Kreditinstituts oder der die Beteiligung 
haltenden Finanzholding-Gesellschaft be- 
trägt, die Einbeziehung dieser Unterneh- 
men für die Aufsicht auf zusammengefaß- 
ter Basis ohne Bedeutung ist und es dem 
Bundesaufsichtsamt ermöglicht wird, die 
Einhaltung dieser Voraussetzungen zu 
überprüfen. “ 

c) Nach Satz 2 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Das Bundesaufsichtsamt hat von einer Frei- 
stellung nach Satz 2 abzusehen, wenn mehrere 
gruppenangehörige Unternehmen die Voraus- 
setzung für eine Freistellung zwar erfüllen, die 
Gesamtheit dieser Unternehmen für die Auf- 
sicht auf zusammengefaßter Basis aber nicht 
von untergeordneter Bedeutung ist. Für ein- 
zelne gruppenangehörige Unternehmen ist 
eine Freistellung auch zulässig, wenn nach 
Auffassung des Bundesaufsichtsamtes ihre 
Einbeziehung in die Aufsicht auf zusammen- 
gefaßter Basis ungeeignet oder irreführend 
wäre. " 

26. § 33 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 26. unverändert 

a) In Satz 1 wird in Nummer 4 das Semikolon 
durch einen Punkt ersetzt, Nummer 5 wird 
aufgehoben. 
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b) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Bundesaufsichtsamt kann die Erlaubnis 
versagen, wenn 

1. das Kreditinstitut mit dem Inhaber der 
bedeutenden Beteiligimg verbimden ist 
(§ 15 Aktiengesetz) und wegen dieser 
Untemehmensverbindung oder der Struk- 
tur der Untemehmensverbindung des Inha- 
bers der bedeutenden Beteiligimg mit 
anderen Unternehmen eine wirksame Auf- 
sicht über das Kreditinstitut nicht möglich 
ist oder 

2. entgegen § 32 Abs. 1 Satz 2 der Antrag 
keine ausreichenden Angaben oder Unter- 
lagen enthält." 

27. In § 33a Satz 1 werden vor den Worten „zu 27. unverändert 
beschränken" die Worte „die Erlaubnis" einge- 
fügt. 

28. In § 35 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b wird der Angabe 28. unverändert 
„Satz 2" die Angabe „Nr. 1" angefügt. 

29. § 44 wird wie folgt geändert: 29. unverändert 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort 
„Kreditinstituten" die Worte „undindieBeauf- 
sichtigimg auf zusammengefaßter Basis einbe- 
zogenen Unternehmen" angefügt. 

b) In Absatz 1 wird nach Nummer 1 folgende 
Nummer 1 a eingefügt: 

„la. von nachgeordneten Unternehmen im 
Sinne des § 10 a Abs. 2 bis 4 sowie von 
nicht in die Zusammenfassung einbezo- 
genen Tochterunternehmen imd von 
gemischten Unternehmen und deren 
Tochterunternehmen, soweit sie nicht 
unter Nummer 1 fallen, sowie von den 
Mitgliedern der Organe dieser Unter- 
nehmen Auskünfte und die Vorlegimg 
von Büchern imd Schriften zu verlangen, 
um die Richtigkeit der Auskünfte oder 
der übermittelten Daten zu überprüfen, 
die für die Aufsicht auf zusammengefaß- 
ter Basis erforderlich sind oder die nach 
Maßgabe einer nach § 25 Abs. 4 zu 
erlassenden Rechtsverordnung zu über- 
mitteln sind; Nummer 1 Teilsatz 2 und 3 
gilt entsprechend. " 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach der Angabe „Absatz 1 
Nr. 1" die Angabe „und la" eingefügt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Befugnis, von Kreditinstituten und 
den Mitgliedern ihrer Organe Auskünfte 
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über alle Geschäftsangelegenheiten und 
die Vorlegung der Bücher und Schriften zu 
verlangen, sowie die Befugnis nach 
Absatz 1 Nr. 1 a stehen auch der Deutschen 
Bundesbank zu, soweit sie nach diesem 
Gesetz tätig wird. " 

30. § 44a wird wie folgt geändert: 30. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Rechtsvorschriften, welche die Über- 
mittlung von Daten beschränken, sind nicht 
anzuwenden auf die Übermittlung von Daten 
zwischen einem Kreditinstitut, einem Unter- 
nehmen im Sirme des § 1 Abs. 3, 3 a oder 3 c 
oder einem nicht in die Zusammenfassung 
einbezogenen Unternehmen und einem Unter- 
nehmen mit Sitz in einem anderen Staat, das 
mindestens 20 vom Hundert der Kapitalanteile 
oder Stimmrechte an dem Kreditinstitut oder 
dem Unternehmen unmittelbar oder mittelbar 
hält, Muttenmtemehmen ist oder beherr- 
schenden Einfluß ausüben kann, oder zwi- 
schen einem gemischten Unternehmen und 
seinen Tochterunternehmen mit Sitz in einem 
anderen Staat, wenn die Übermittlung der 
Daten erforderlich ist, um Bestimmungen der 
Aufsicht nach Maßgabe der Konsolidierungs- 
richtlinie über das Unternehmen mit Sitz in 
dem anderen Staat zu erfüllen. Das Bundesauf- 
sichtsamt kann einem Kreditinstitut die Über- 
mittlung von Daten in einen Staat außerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft untersagen. " 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

2d3Eaa)In Satz 1 werden nach dem Wort 
„Kreditinstitut" die Worte „oder Unterneh- 
men" eingefügt und die Worte „auf zusam- 
mengefaßter Basis" werden durch die Worte 
„nach Maßgabe der Konsolidierungsrichtli- 
nie" ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „Kredit- 
institute" die Worte „oder Unternehmen" 
eingefügt. 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a ein- 
gefügt: 

„(2 a) Das Bundesaufsichtsamt kann von 
Kreditinstituten oder Finanzholding-Gesell- 
schaften mit Sitz in einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Gemeinschaft Aus- 
künfte verlangen, welche die Aufsicht über 
Kreditinstitute erleichtern, die Tochterunter- 
nehmen dieser Kreditinstitute oder Finanzhol- 
ding-Gesellschaften sind und von den zustän- 
digen Behörden des anderen Mitgliedstaates 
aus § 31 Abs. 2 Satz 2 oder 4 entsprechenden 
Gründen nicht üi die Beaufsichtigimg auf 
zusammengefaßter Basis einbezogen wer- 
den. " 
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d) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Das Bundesaufsichtsamt ist befugt, bei 
den in die Zusammenfassung einbezogenen 
Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat 
die nach diesem Gesetz zulässigen Prüfungen 
dmchzuführen, insbesondere die Richtigkeit 
der für die Zusammenfassung nach § 10 a 
Abs. 6 und 7, § 13 a Abs. 3 und § 25 Abs. 2 und 4 
übermittelten Daten zu überprüfen, soweit 
dies zur Erfüllung der Aufgaben des Bundes- 
aufsichtsamtes erforderlich und nach dem 
Recht des anderen Staates zulässig ist; dies gilt 
auch für nicht in die Zusammenfassung einbe- 
zogene Tochterunternehmen des Kreditinsti- 
tuts oder der Finanzholding- Gesellschaft." 

31. § 45 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 31. unverändert 

„Satz 1 ist auf übergeordnete Kreditinstitute im 
Sinne des § 10 a Abs. 2 und 3 entsprechend 
anzuwenden, wenn das haftende Eigenkapital 
der gruppenangehörigen Unternehmen den An- 
forderungen des § 10a Abs. 1 nicht entspricht." 

32. Nach § 45 wird folgender § 45 a eingefügt: 32. unverändert 

„§45a 

Maßnahmen gegenüber Finanzholding- 
Gesellschaften 

(1) Übermittelt eine Finanzholding- Gesell- 
schaft an der Spitze einer Finanzholding- Gruppe 
im Sinne des § 10 a Abs. 3 Satz 1 oder 2 oder § 13 a 
Abs. 2 dem übergeordneten Kreditinstitut nicht 
die für die Zusanunenfassung nach § 10 a oder 
§ 13 a erforderlichen Angaben gemäß § 10 a Abs. 9 
Satz 2 oder § 13 a Abs. 5 in Verbindung mit § 10 a 
Abs. 9 Satz 2, kaim das Bundesaufsichtsamt der 
Finanzholding-Gesellschaft die Ausübung ihrer 
Stimmrechte an dem Kreditinstitut und den ande- 
ren nachgeordneten Unternehmen mit Sitz im 
Inland untersagen, sofern nicht den Erfordernis- 
sen der bankaufsichtlichen Zusammenfassung 
in anderer Weise Rechnung getragen werden 
kaim. 

(2) Im Falle der Untersagung nach Absatz 1 hat 
auf Antrag des Bundesaufsichtsamtes das Gericht 
des Sitzes des übergeordneten Kreditinstituts 
einen Treuhänder zu bestellen, auf den es die 
Ausübung der Stimmrechte überträgt. Der Treu- 
händer hat bei der Ausübung der Stimmrechte 
den Interessen einer soliden und bankaufsichts- 
konformen Fühnmg der betroffenen Unterneh- 
men Rechnung zu tragen. Das Bundesaufsichts- 
amt kaim aus wichtigem Grund die Bestellung 
eines anderen Treuhänders beantragen. Sind die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 entfallen, hat 
das Bundesaufsichtsamt den Widerruf der Bestel- 
lung des Treuhänders zu beantragen. Der Treu- 
händer hat Anspruch auf Ersatz angemessener 
Auslagen und auf Vergütung für seine Tätigkeit. 

Das Gericht setzt auf Antrag des Treuhänders die 
Auslagen und die Vergütung fest; die weitere 
Beschwerde ist ausgeschlossen. Der Bund schießt 
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die Auslagen und die Vergütung vor; für seine 
Aufwendungen haften die Finanzholding-Gesell- 
schaft und die betroffenen Unternehmen gesamt- 
schuldnerisch. 

(3) Solange die Untersagimgsverfügxmg nach 
Absatz 1 vollziehbar ist, gelten die betroffenen 
Unternehmen nicht als nachgeordnete Unterneh- 
men der Finanzholding-Gesellschaft im Sinne der 
§§ 10a und 13a.“ 

33. In § 49 werden die Angabe „45, 46" durch die 
Angabe „45, 45a Abs. 1, §§ 46" ersetzt imd der 
Angabe „ § 44 Abs. 1 Nr. 1 " die Angabe „imd 1 a" 
angefügt. 

34. § 51 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach der Angabe „ § 44 Abs. 1 
Nr. 1" die Angabe „imd la" eingefügt. 

b) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Vor dem ersten Wort „ Zusammenfassung " 
wird das Wort „quotale" gestrichen. 

bb) Die Angabe „ § 10a Abs. 3 " wird durch die 
Angabe „§ 10 a Abs. 6 und 7" ersetzt. 

cc) Vor dem zweiten Wort „Zusammenfas- 
sung" wird das Wort „quotalen" gestri- 
chen. 

35. § 53b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „ 18 bis 20" 
durch die Angabe „18, 19, 21 Abs. 1, 2 imd 5, 
§§ 22" ersetzt. 

b) In Absatz 7 Satz 1 Teilsatz 1 werden nach den 
Worten „Tochterunternehmen eines Kreditin- 
stituts" die Worte „ , das Einlagen oder andere 
rückzahlbare Gelder des Publikums entgegen- 
nimmt und das Kreditgeschäft betreibt," und 
nach den Worten „Tochterunternehmen meh- 
rerer Kreditinstitute" die Worte „ , die Einlagen 
oder andere rückzahlbare Gelder des Publi- 
kums entgegennehmen imd das Kreditge- 
schäft betreiben," eingefügt. 

36. In § 53c Nr. 1 werden nach dem Wort „Dienstlei- 
stungsverkehrs" die Worte „oder für die Aufsicht 
auf zusammengefaßter Basis" eingefügt. 

37. § 56 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der ersten Angabe „§44 Abs, 1 Nr, 1" wird 
die Angabe „oder la"* angefügt, 

bb) Nach der zweiten Angabe „§ 44 Abs, 1 
Nr, 1," wird die Angabe „la," einge- 
fügt, 

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort „nach" 
die Worte „§ 22 Satz 1 bis 3, auch in Verbin- 
dung mit Satz 4," eingefügt. 
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33. unverändert 


34. unverändert 


35. unverändert 


36. unverändert 


37. § 56 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird nach der Angabe „§ 53b 
Abs. 3 Satz 1,** jeweils die Angabe „oder § 44 
Abs. 1 Nr. la** eingefügt. 


b) unverändert 
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c) Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In der Angabe „§ 13 Abs. 1 Satz 1 oder 2" 
wird die Angabe „oder 2" gestrichen. 

bb) Nach der Angabe „Abs. 2 Satz 5 oder 6," 
wird die Angabe „Abs. 4 Satz 2," einge- 
fügt. 

cc) Die Angabe „§ 24 Abs. 1 oder 3" wird 
durch die Angabe „§ 24 Abs. 1, 3 oder 3 a 
Satz 1 oder 3" ersetzt. 

dd) Das Semikolon vor dem zweiten Halbsatz 
wird durch ein Komma ersetzt, der zweite 
Halbsatz wird aufgehoben. 

d) In Nummer 6 wird die Angabe „ § 13 Abs. 3 oder 
4" durch die Angabe „§ 13 Abs. 4 Satz 1" 
ersetzt. 

38. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 1 Nr, 2 wird die Zahl „20“ 
durch die Zahl „19“ ersetzt. 

b) Absatz 6 wird aufgehoben. 

39. In § 63 a wird Absatz 5 aufgehoben. Der bisherige 
Absatz 6 wird Absatz 5. 

40. Nach § 64 b werden folgende §§ 64 c bis 64 e 
eingefügt: 

„§64c 

Übergangsregelimg für aktivische 
Unterschiedsbeträge 

Ist der Buchwert einer Beteiligung, die bis zum 
31. Dezember 1993 erworben worden ist, höher 
als der nach § 10 a Abs. 6 Satz 2 zusammenzufas- 
sende Teil des Kapitals und der Rücklagen des 
nachgeordneten Unternehmens, so wird der 
Unterschiedsbetrag, wie er sich bei erstmahger 
Einbeziehimg in die Zusammenfassung ergibt, für 
die Dauer von längstens zehn Jahren mit einem 
jährlich um mindestens ein Zehntel abnehmen- 
den Betrag nicht in den Abzug nach § 10a Abs. 6 
Satz 3 einbezogen, sondern wie eine Beteiligung 
an einem gruppenfremden Unternehmen behan- 
delt. 


§ 64d 

Übergangsregelimg für Großkredite 

Bis zum 31. Dezember 1998 gelten abweichend 
von § 13 Abs. 1 Satz 1 solche Kredite als Großkre- 
dite, die 15 vom Himdert des haftenden Eigenka- 
pitals des Kreditinstituts erreichen oder über- 
schreiten, und abweichend von § 13 Abs. 4 Satz 1 
erster Halbsatz für den einzelnen Großkredit eine 
Obergrenze von 40 vom Hundert imd im Falle des 
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c) unverändert 


d) unverändert 


38. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) entfällt 


b) unverändert 

39. unverändert 


40. Nach § 64 b werden folgende §§ 64 c bis 64 e 
eingefügt: 

.§64c 

Übergangsregelung für aktivische 
Unterschiedsbeträge 

Ist der Buchwert einer Beteiligimg, die bis zum 
31. Dezember 1993 erworben worden ist, höher 
als der nach § 10 a Abs. 6 Satz 2 zusammenzufas- 
sende Teü des Kapitals und der Rücklagen des 
nachgeordneten Unternehmens, so braucht das 
Kreditinstitut abweichend von § 10 a den Unter- 
schiedsbetrag, wie er sich bei erstmaliger Einbe- 
ziehung in die Zusammenfassimg ergibt, für die 
Dauer von längstens zehn Jahren mit einem 
jährlich um mindestens ein Zehntel abnehmen- 
den Betrag nicht in den Abzug nach § 10 a Abs. 6 
Satz 3 einzubeziehen, sondern kann ihn wie eine 
Beteiligung an einem gruppenfremden Unterneh- 
men behandeln. 

§ 64d 

unverändert 
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§ 13 Abs. 4 Satz 1 zweiter Halbsatz 30 vom 
Hundert des haftenden Eigenkapitals des Kredit- 
instituts. Die Kredite sind bis zum 31. Dezember 
2001 auf die Obergrenze für den einzelnen Groß- 
kredit gemäß § 13 Abs. 4 Satz 1 zurückzuführen. 
Satz 2 gilt nicht für Kredite, die vor dem 1 . Januar 
1996 gewährt wurden und auf Grund vertragli- 
cher Bedingimgen erst nach dem 31. Dezember 
2001 fällig werden. Für Kreditinstitute, deren haf- 
tendes Eigenkapital am 5. Februar 1993 7 Mil- 
lionen ECU nicht überstiegen hat, verlängern sich 
die in den Sätzen 1 und 2 genannten Fristen 
jeweils xim fünf Jahre; Satz 3 gilt entsprechend. 
Satz 4 güt nicht, falls ein solches Kreditinstitut 
nach dem 5. Februar 1993 mit einem anderen 
Kreditinstitut verschmolzen worden ist oder wird 
und das haftende Eigenkapital der verschmolze- 
nen Kreditinstitute 7 Millionen ECU übersteigt. 

§ 64e 

Anzeigepflicht für Finanzholding- 
Gesellschaften 

(1) Eine Finanzholding-Gesellschaft hat bis zum 
L Februar 1995 dem Bundesaufsichtsamt und der 
Deutschen Bimdesbank unverzüglich die Kredit- 
institute, Finanzinstitute und Unternehmen mit 
bankbezogenen Hilfsdiensten anzuzeigen, die ihr 
nachgeordnete Unternehmen im Siime des § 10 a 
Abs. 3 und 4 sind. 

(2) Ordnungswidrig heuidelt, wer vorsätzlich 
oder leichtfertig entgegen Absatz 1 der Pflicht zur 
Anzeige nicht, nicht rechtzeitig oder nicht voll- 
ständig nachkommt oder in einer solchen Anzeige 
unrichtige Angaben macht. Die Ordnungswidrig- 
keit kann mit einer Geldbuße bis zu 100 000 Deut- 
sche Mark geahndet werden. " 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 

In § 145 Abs. 1 des Gesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der im 
Bimdesgesetzblatt 111, GUederungsnummer 315-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom . . . Dezember 1993 
(BGBl. IS... .), geändert worden ist, wird nach der 
Angabe „§2b Abs. 2Satz4bis7," die Angabe „§45a 
Abs. 2 Satz 1, 3, 4 und 6," eingefügt. 


Artikel 3 

Neufassung des Gesetzes 
über das Kreditwesen 

Das Bundesministerium der Finanzen kann den 
Wortlaut des Gesetzes über das Kreditwesen in der 
vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fas- 
sung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


§ 64e 

Anzeigepflicht für Finanzholding- 
Gesellschaften 

(1) Eine Finanzholding-Gesellschaft hat dem 
Bundesaufsichtsamt und der Deutschen Bundes- 
bank unverzüglich die Kreditinstitute, Finanzin- 
stitute und Unternehmen mit bankbezogenen 
Hilfsdiensten euizuzeigen, die ihr nachgeordnete 
Unternehmen im Sinne des § 10 a Abs. 3 und 4 
sind. 

(2) unverändert 


Artikel 2 

unverändert 


Artikels 

Neufassung des Gesetzes 
über das Kreditwesen 

Das Bundesministerium der Finanzen hat den Wort- 
laut des Gesetzes über das Kreditwesen in der vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntzumachen. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Artikel 4 
Inkrafttreten 

Artikel 1 Nr, 12 bis 15, 17 und 18 tritt am 3L De- 
zember 1995 in Kraft, Im übrigen tritt dieses Gesetz 
am 31. Dezember 1994 in Kraft. 


Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 1995 in 
Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Eike Ebert, Dr. Karl H. Fell und Hermann Rind 


L Allgemeines 
1. Verfahrensablauf 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das 
Kreditwesen und anderer Vorschriften über Kreditin- 
stitute — Drucksache 12/6957 — wurde in der 216. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 10. März 1994 
zur federführenden Beratung an den Finanzausschuß 
und zur Mitberatung an den Rechtsausschuß überwie- 
sen. 

Der Rechtsausschuß hat am 27. Aprü 1994 zu der 
Gesetzesvorlage Stellung genommen. Der Finanzaus- 
schuß hat den Gesetzentwurf am 26. Mai und 16. Juni 
1994 beraten. Am 7. Juni 1994 hat er ein Experten- 
gespräch zu der Vorlage durchgeführt. 


2. Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Gesetzentwurf bezweckt in erster Linie die 
Umsetzung zweier EG-Richtlinien in deutsches Recht: 
der Konsolidierungsrichtlinie und der Großkredit- 
richtlinie. Basierend auf diesen beiden Richtlinien und 
in Ergänzung dazu werden in der Gesetzesvorlage 
folgende Maßnahmen vorgeschlagen: 

— Erweiterung der in die bankaufsichtliche Konsoli- 
dierung einzubeziehenden Unternehmen auf Fi- 
nanzinstitute und Unternehmen mit bankbezoge- 
nen Hilfsdiensten (Hilfsimtemehmen). 

— Ausdehmmg der Konsolidierungsvorschriften auf 
Finanzholding- Gesellschaften, wobei 

= die Finanzholding- Gesellschaften mit den ihr 
nachgeordneten Kreditinstituten, Finanzinstitu- 
ten und Hilfsuntemehmen einen eigenen Kon- 
solidierungskreis bildet, 

= die bankauf sichtliche Überwachung weiterhin 
bei den nachgeordneten Kreditinstituten an- 
setzt. 

— Beginn der Konsolidierungspflicht bei einem 
Anteüsbesitz ab 40 v. H., Einbeziehung der soge- 
nannten qualifizierten Minderheitsbeteiligungen 
und von Beteiligungsketten, wobei jedes Tochte- 
runternehmen eines Tochterunternehmens auch 
als Tochterunternehmen des an der Spitze stehen- 
den Mutteruntemehmens zu betrachten ist. 

— Bei Tochterunternehmen Umstellung des Konsoli- 
dierungsverfahrens auf die Vollkonsolidierung als 
Regelv erfahren imter Berücksichtigung der An- 
teile anderer Gesellschafter imd Anwendung der 
bisherigen Quotenkonsolidierung nur noch bei 
Minderheitsbeteiligungen. 


— Ermächtigung des Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen, einer Finanzholding- Gesellschaft 
die Ausübung ihrer Stimmrechte an ihren in die 
bank auf sichtliche Konsolidierung einzubeziehen- 
den Unternehmen mit Sitz im Inland zu versagen, 
wenn die Gesellschaft ihren für die Erstellung der 
konsolidierten Meldimgen erforderlichen Informa- 
tionsverpflichtungen nicht nachkommt. 

— Erweiterung der Informationsrechte des Bimdes- 
aufsichtsamtes gegenüber 

= gemischten Unternehmen (Unternehmen, die 
weder Kreditinstitute noch Finanzholding- 
Gesellschaften sind, aber mindestens ein Kredit- 
institut als Tochterunternehmen haben) und 

= sonstigen nicht in die bankaufsichtliche Konso- 
lidierung einbezogenen Tochterunternehmen. 

— Verpflichtung der deutschen Bankaufsichtsbehör- 
den zur Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Behörden der anderen EU-Mitgliedstaaten nach 
Maßgabe der Konsolidierungsrichtlinie. 

— Eröffnung der Möglichkeit für das Bundesauf- 
sichtsamt für das Kreditwesen, von der konsolidier- 
ten Beaufsichtigung abzusehen, wenn die betref- 
fende Kreditinstitutsgruppe oder Finanzholding- 
Gruppe in einem anderen EU-Mitgliedstaat in die 
konsolidierte Beaufsichtigung einbezogen ist, 
oder, über die Vorschriften des Kreditwesengeset- 
zes hinaus, solche Gruppen in die konsolidierte 
Beaufsichtigimg einzubeziehen. 

— Gewährleistimg des grenzüberschreitenden Infor- 
mationsflusses zwischen den Unternehmen. 

— Ermächtigung des Bundesministeriums der Finan- 
zen, durch Rechtsver Ordnung Tochterunterneh- 
men von Kreditinstituten mit Sitz in Drittländern 
mit Tochterunternehmen von Kreditinstituten mit 
Sitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat für die 
Zwecke der konsolidierten Beaufsichtigung 
gleichzustellen. 

— Begrenzung der Großkredite nach Maßgabe der 
Großkreditrichtlinie, wobei 

= ein Großkredit bereits dann vorliegt, wenn er 
10 V. H. des haftenden Eigenkapitals des Kredit- 
instituts, der Kreditinstitutsgruppe oder der 
Finanzholding- Gruppe erreicht oder über- 
schreitet, 

= die Obergrenze für den einzelnen Großkredit 
auf 25 V. H. des haftenden Eigenkapitals herab- 
gesetzt wird (für nicht in die bankaufsichtliche 
Konsolidierung einbezogene Konzemimtemeh- 
men gilt eine Obergrenze von 20 v. H.), 
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= die Obergrenze für die Gesamtsinnme der Groß- 
kredite mit dem Achtfachen des haftenden 
Eigenkapitals imverändert bleibt, 

— Übertragung des Kreditbegriffs der Großkredit- 
richtlinie nicht nur auf die Großkreditvorschriften, 
sondern auf alle einschlägigen Kreditbestimmun- 
gen des KWG. 

— Erleichterung der Anpassung an die teilweise 
strengeren Großkreditvörschriften durch langfri- 
stige Übergangsregelungen. 

— Bestimmimg der Kreditnehmereinheit nach Maß- 
gabe der Großkreditrichtlinie bei weitgehender 
Beibehaltimg der geltenden Praxis. 

— Ermächtigung des Bundesministeriums der Finan- 
zen, durch Rechtsverordnung das Großkreditan- 
zeigeverfahren zu regeln, weitere Ausnahmen von 
den Großkreditvorschriften zu bestimmen und das 
Verfahren zur Berechnimg des Kreditäquivalenz- 
betrages bei Derivatgeschäften festzulegen. 

— Präzisierung der Vorschriften für die Bestimmung 
des haftenden Eigenkapitals eines Kreditinstituts 
im Hinblick auf den Abzug von Beteiligungen an 
Kreditinstituten imd Finanzinstituten. 

— Heraufsetzimg des Betrages der Kreditgewäh- 
rung, bei der die Kreditinstitute verpflichtet sind, 
eine Kreditwürdigkeitsprüfung vorzimehmen, auf 
250 000 DM. 


3. Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner Stellimgnahme zu dem 

Gesetzentwurf insbesondere folgendes gefordert: 

— Aufnahme einer Vermutimgsregelung in die Defi- 
nition des beherrschenden Einflusses, die es einem 
Kreditinstitut erlaubt, den Gegenbeweis im Hin- 
blick auf die tatsächliche Nichtausübung eines 
beherrschenden Einflusses zu führen. 

— Anerkeimimg von nicht realisierten Reserven in 
Anteilscheinen, die an einem Wertpapier- oder 
Grundstücks -Sondervermögen in Form eines Spe- 
zialfonds gehalten werden, als haftendes Eigenka- 
pital, 

— Vermeidung des Abzugs von Beteiligungen, die 
Sparkassen mittelbar über Sparkassen- und Giro- 
verbände imd Beteiligungszweckverbände an 
Lande sbanken/Girozentralen halten, durch 

= gesetzliche Feststellung, daß die entsprechen- 
den Verbände nicht als Unternehmen anzuse- 
hen sind, 

= Klarstellung, daß der Beteiligungsabzug nicht 
vorgenommen wird, wenn sich der Anteilsbesitz 
aus einer auf öffentlich-rechtlicher Vereinba- 
rung beruhenden Mitgliedschaft an einer öffent- 
lich-rechtlichen Körperschaft ergibt. 

— Nichtberücksichtigung des bei der bankaufsichtli- 
chen Eigenkapitalkonsolidienmg entstehenden 
aktivischen Unterschiedsbetrags beim Abzug vom 
haftenden Eigenkapital. 


— Beibehaltung der bisherigen Freistellungsmög- 
lichkeiten des § 31 Abs. 2 KWG insbesondere im 
Hinblick auf die Förderinstitute des Bimdes und 
der Länder. 

— Erleichterungen bei der Verpflichtimg der Kredit- 
institute zur Prüfimg der Kreditwürdigkeit ihrer 
Kreditnehmer. 

— Nichteinbeziehung von Anteilscheinen an Invest- 
mentfonds als Risikoaktiva in den Kreditbegriff, 
hilfsweise nur vierteljährliche Durchführung der 
Risikogewichtung. 

— Überprüfung der Umsetzung des nationalen Wahl- 
rechts, wonach ein Dritter, der einen Kredit an 
einen Kunden eines Kreditinstituts garantiert, im 
Sinne der Großkreditvorschriften als Kreditneh- 
mer gilt. 

— Gleichstellung von kommimalen Zweckverbän- 
den mit Gemeindeverbänden bei der Adressenge- 
wichtimg im Rahmen der Großkreditvorschriften. 

— Nullgewichtung von Pfandbriefen und Kommunal- 
schuldverschreibungen bei der Anrechnimg auf 
die Großkreditobergrenzen. 

— Gewährung eines Anhörungsrechts für die ober- 
sten Landesbehörden vor Erlaß der Rechtsverord- 
nung nach § 22 des Regierungs entwurfs. 

— Aufrechterhaltung der Ausnahmebestimmimg des 
§ 20 Abs. 2 Nr, 3 KWG für Kredite an juristische 
Personen des öffentiichen Rechts. 


4. Stellungnahme des mitberatenden 
Rechtsausschusses 

Der mitberatende Rechtsausschuß hat gegen den 
Gesetzentwurf einstimmig keine verfassimgsrechtli- 
chen imd sonstigen rechtlichen Bedenken erhoben. 


5. Ausschußempfehlung 

Zu den Ausschußberatungen ist im einzelnen folgen- 
des zu bemerken: 

— Intensiv auseinandergesetzt hat sich der Ausschuß 
mit der Behandlung des aktivischen Unterschieds- 
betrages bei der Konsolidierung. Er empfiehlt mit 
der Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktio- 
nen gegen die Fraktion der SPD, beim Abzug des 
aktivischen Unterschiedsbetrages vom haftenden 
Eigenkapital der Gruppe eine Lösung vorzusehen, 
bei der die Modalitäten der Kapitalunterlegung 
entsprechend der verschiedenen Bestandteile des 
aktivischen Unterschiedsbetrags differenziert 
werden. Insbesondere für die Qualität der zur 
Unterlegung heranzuziehenden Kapitalkompo- 
nenten wird dabei darauf abgestellt, ob und inwie- 
weit das im aktivischen Unterschiedsbetrag von 
dem übergeordneten Kreditinstitut entrichtete 
Entgelt für stille Reserven oder nur für Ertrags er- 
wartungen des nachgeordneten Unternehmens 
gezahlt worden ist. 
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Nicht realisierte Reserven bei Wertpapieren und 
Liegenschaften weisen, sofern sie nach den Vor- 
aussetzungen des § 10 Abs. 4 a Satz 1 Nr. 4 KWG 
ermittelt worden sind, einen hohen Grad an 
Bestandssicherheit im Zeitpunkt des Erwerbs auf, 
so daß es nach Auffassimg der Koalitionsfraktionen 
gerechtfertigt ist, daß der auf sie entfallende Teil 
des aktivischen Unterschiedsbetrages in vollem 
Umfang mit ergänzenden Eigenmitteln unterlegt 
werden darf; dabei können auch solche ergänzen- 
den Eigenmittel herangezogen werden, die nach 
den Kappimgsvorgaben des § 10 Abs. 6 b KWG 
eigentlich nicht als haftendes Eigenkapital der 
Gruppe gelten (sog. „überschüssiges Ergänzungs- 
kapital"). 

Der Teil des aktivischen Unterschiedsbetrages, der 
auf die sonstigen beim nachgeordneten Unterneh- 
men vorhandenen nicht realisierten Reserven ent- 
fällt, ist, da diese Reserven ihrer Art nach ein 
erheblich höheres Maß an Unsicherheit in sich 
bergen, zur einen Hälfte mit Kemkapital und zur 
anderen Hälfte mit Ergänzungskapital abzudek- 
ken; diese Eigenmittel können nicht mehr zur 
Unterlegung anderer Risiken, insbesondere sol- 
cher des Gnmdsatzes I, verwandt werden. In 
beiden Fällen greifen die Abzüge nicht unmittel- 
bar nach dem Erwerb, sondern ratierlich über zehn 
Jahre ansteigend belastet, was eine erhebliche 
Erleichterung des Erwerbs bedeutet. Der Ge- 
schäfts- oder Firmenwert ist entsprechend der 
zwingenden Vorgaben der Eigenmittelrichtlinie 
vom Kemkapital der Gmppe abzuziehen. 

Die Koalitionsfraktionen sehen die jetzt gefundene 
Lösung als einen ausgewogenen Kompromiß an, 
der sowohl den Forderungen der Kreditwirtschaft 
als auch der Position der Deutschen Bundesbank 
sowie des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwe- 
sen Rechnung trägt. Die Deutsche Bundesbank 
und das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 
haben erklärt, daß sie diesen Kompromiß in vollem 
Umfang mittrügen, zumal ihrem Anliegen, die 
Derivatgeschäfte in die Millionenkreditmeldun- 
gen einzubeziehen, nach dem Beschluß des Aus- 
schusses entsprochen werde. Sie haben sich auf 
Befragen des Ausschusses dahingehend geäußert, 
daß insbesondere wegen des Erfordernisses, son- 
stige stille Reserven und den Geschäfts- und Fir- 
menwert teilweise bzw. ganz mit Kemkapital zu 
unterlegen, dem bankauf sichtlichen Interesse an 
einer soliden Eigenkapitalausstattung der deut- 
schen Kreditinstitute hinreichend Rechnung getra- 
gen werde. 

Die Kredit Wirtschaft hatte ausgeführt, daß der im 
Regierungs entwurf vorgesehene sofortige Abzug 
des aktivischen Unterschiedsbetrages vom Kern- 
kapital eine erhebliche Härte bedeute und im 
internationalen Wettbewerb eine starke Benach- 
teiligung darstelle, da ausländische Banken in 
diesem Bereich weniger einschneidenden Rege- 
limgen imterworfen seien. Die von der Ausschuß- 
mehrheit empfohlene differenzierte Lösung trägt 
diesen Bedenken Rechnung. 

Die SPD-Fraktion befürwortet demgegenüber eine 
striktere Lösung, derzufolge bei dem von den 


aufgeführten Bestandteilen des aktivischen Unter- 
schiedsbetrags nicht nxir die sonstigen nichtreali- 
sierten Reserven, sondern auch die nichtrealisier- 
ten Reserven in Wertpapieren und Liegenschaften 
jeweils zur Hälfte mit Kemkapital und Ergän- 
zungskapital zu unterlegen wären. Sie hält erhöhte 
Sicherheitsanfordenmgen an die Eigenkapitalaus- 
stattung von Kreditinstitutsgmppen für geboten. 
Die SPD-Fraktion verweist auf die schriftliche 
Stellungnahme des Direktoriums der Deutschen 
Bundesbank, in der die striktere Lösimg auch 
aus bankenaufsichtlicher Sicht gerade noch als 
vertretbares Zugeständnis bezeichnet worden ist. 
Darüber hinaus sei in dem Expertengespräch 
ebenfalls eine striktere Lösung in Aussicht genom- 
men worden. 

— Der Ausschuß hat die von der Kreditwirtschaft 
vorgebrachten Bedenken gegen die im Regie- 
rungsentwurf vorgesehene Übertragung des Kre- 
ditbegriffs der Großkreditrichtlinie auf alle Kredit- 
vorschriften des KWG berücksichtigt. Es war zu 
beachten, daß der Kreditbegriff der Großkredit- 
richtlinie nur für die Großkreditvorschriften zwin- 
gend vorgegeben ist. Der Ausschuß verkennt nicht 
die Zielsetzimg des Regierungs entwurf s, der dar- 
auf abstellt, den Kreditvorschriften wie bisher 
einen einheitlichen Kreditbegriff zugrundezule- 
gen und bei den einzelnen Vorschriften sachge- 
rechte Ausnahmen zuzulassen. Er hat andererseits 
den zusätzlichen Erfassungsaufwand in Rechnung 
gestellt, den die generelle Ausdehnung des Kredit- 
begriffs bei den Kreditinstituten bedingen 
würde. 

Der Ausschuß empfiehlt daher, den neuen Kredit- 
begriff nur auf die Großkreditvorschriften und die 
Vorschriften über die Millionenkreditmeldungen 
anzuwenden und es für den Bereich der Organkre- 
dite und der Verpflichtimg zur Kreditwürdigkeits- 
prüfimg im wesentlichen beim geltenden Kredit- 
begriff zu belassen. Die Übertragimg des neuen 
Kreditbegriffs auf die Vorschriften der Millionen- 
kreditmeldungen hält er hinsichtlich der Derivat- 
geschäfte und Wertpapiergeschäfte für unabding- 
bar. Insbesondere die Märkte für Derivatge schäfte 
wachsen mit zunehmender Geschwindigkeit und 
damit auch die mit ihnen verbundenen Risiken. 
Mehr Transparenz ist unerläßlich. Die Bankenauf- 
sicht kennt bei Derivatgeschäften und verbrieften 
Forderungen anders als im herkömmlichen Kredit- 
geschäft nicht die Gegenpartei. Die derzeitigen 
bankaufsichtlichen Meldimgen zeigen nur das 
Gesamtvolumen der von einer Bank eingegange- 
nen Positionen. 

Der Ausschuß empfiehlt, für die Millionenkredit- 
meldungen den Ausnahmekatalog des Regie- 
rungsentwurfs um die Wertpapiere des Handels - 
Bestandes zu erweitern. Der noch weitergehenden 
Fordenmg der Kreditwirtschaft, auch die in § 340 c 
HGB genarmten Positionen, insbesondere hin- 
sichtlich der Derivatgeschäfte, von der Melde- 
pflicht auszimehmen, wird nicht entsprochen. Die 
Positionen des § 340 c HGB umfassen einen Groß- 
teil der Derivatgeschäfte. Würden sie ausgenom- 


43 




Drucksache 12/7985 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


men, verlören die Millionenkreditmeldungen er- 
heblich an Aussagekraft. 

— Der Ausschuß hat das Anliegen des Bundesrates 
und der Kreditwirtschaft geprüft, Anteilscheine 
im Siime des § 1 des Gesetzes über Kapitalanlage- 
gesellschaften vom Kreditbegriff des § 19 des 
Regienmgsentwurfs auszunehmen. Dies ist nach 
den zwingenden Vorschriften der Großkreditricht- 
linie nicht zulässig. Er empfiehlt jedoch, in der 
nach § 22 des Regienmgsentwurfs zu erlassenden 
Rechtsverordnung eine adäquate Risikogewich- 
tung solcher Anteilscheine vorzuschreiben. 

— Der Ausschuß hat sich des weiteren mit der im 
Regierungsentwurf enthaltenen Regelung zur 
Risikogewichtung von Interbankforderungen nach 
der jeweiligen Laufzeit befaßt. Das Laufzeitmodell 
beeinträchtigt die langfristige Kreditgewährung 
insbesondere ein die Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau. Die in der Großkreditrichtlinie vorgesehene 
andere Möglichkeit, Interbankforderungen mit 
einem Durchsschnittsatz zu gewichten, kann nicht 
den einzelnen Instituten als Wahlrecht eingeräumt 
werden, da es auf die Gesamtheit der Institute in 
einem Mitgliedstaat abstellt. Der Ausschuß emp- 
fiehlt, in der genannten Rechtsver Ordnung auf 
Restiaufz eiten abzustellen. 

— Angenommen hat der Ausschuß den Vorschlag, 
bei der Ermittlung des haftenden Eigenkapitals für 
das einzelne Kreditinstitut die im Regierungsent- 
wurf enthaltene Vorgabe, wonach Beteiligimgen 
an Kreditinstituten und Finanzinstituten von min- 
destens 10 V. H. einzelfallbezogen entweder vom 
haftenden Eigenkapital abzuziehen oder zu konso- 
lidieren sind, auf unmittelbare Beteiligungen zu 
beschränken. Die Eigenmittelrichtlinie verlangt 
nur den Abzug umnittelbarer Beteiligungen. Der 
Abzug kann allerdings nur vermieden und durch 
Konsolidierung ersetzt werden, wenn das Beteili- 
gungsuntemehmen für alle durch Rechtsakte der 
Gemeinschaft harmonisierten Aufsichtsregeln 
(§ 10a, § 13a imd § 12 Abs. 5) in die konsolidierte 
Betrachtung einbezogen wird. Die Beschränkung 
des Beteiligungsabzugs auf unmittelbare Beteili- 
gimgen kommt auch verschiedenen Anträgen des 
Bundesrates entgegen, nach denen für mittelbare 
Beteiligungen der Sparkassen an ihren Landes- 
banken keine Abzugspflicht bestehen soll. 

— Mit der Empfehlung des Ausschusses, die Aner- 
kennung nicht realisierter Reserven — über solche 
Reserven in Anteile an Publikumsinvestmentfonds 
hinaus — auf Reserven in Spezialfonds auszudeh- 
nen, wird ebenfalls einer Forderung des Bundesra- 
tes entsprochen. 

— Die vorgeschlagene Zulassung von Marktpflege- 
operationen für eigene Genußrechte oder nach- 
rangige Verbindlichkeiten auch bei nicht an einer 
Börse notierten Emissionen kommt insbesondere 
kleineren Kreditinstituten zugute, die ihre Emis- 
sionen aufgrund des geringen Volumens nicht an 
einer Börse einführen. 


— Der Ausschuß empfiehlt weiterhin, die vom KWG 
vorgeschriebene laufende Kreditwürdigkeitsprü- 
fung im Hinblick auf Kredite für selbstgenutztes 
Wohneigentum zu erleichtern. Soweit diese Kre- 
dite grundpfandrechtiieh gesichert sind, vier Fünf- 
tel des Beleihungswertes nicht übersteigen und 
keine Leistungsstörungen vorliegen, kann das 
Kreditinstitut danach von der laufenden Kredit- 
würdigkeitsprüfung absehen. Erfahrungsgemäß 
zeichnet sich der durch diese Ausnahmevorschrift 
erfaßte Kreditnehmerkreis durch eine sehr gute 
Zahlungsmoral aus. 

— Die Empfehlung, den Ausnahmekatalog für 
Organkredite und die Kreditwürdigkeitsprüfung 
zu erweitern und das bisher bestehende Verbot der 
Aufsplittung eines einheitlichen Kreditvertrages in 
einen Realkredit und einen Personalkredit aufzu- 
heben, betrifft hauptsächlich die Praxis der Kredit- 
würdigkeitsprüfung. Für das Überschreiten der zu 
einer Kreditwürdigkeitsprüfung verpflichtenden 
Offenlegungsgrenze soll damit insoweit nur noch 
der nicht gesicherte Teil eines Kredits maßgeblich 
sein. 

— Der Ausschuß schlägt weiterhin vor, die Vorschrift 
zu streichen, nach der ein Dritter, der einen Kredit 
an einen Kunden des Kreditinstituts garantiert, 
anstelle des Kunden als Kreditnehmer zu behan- 
deln ist. Er berücksichtigt dabei die Argumente des 
Bundesrates imd der Kreditwirtschaft, nach denen 
für den Fall der Absatz finanzierung, bei der ein 
Kreditinstitut den Kunden eines Lieferanten Kre- 
dite einräumt, die vom Lieferanten garantiert wer- 
den, die Kredite bei dem Lieferanten kumulieren, 
weil bei ihm eine faktische Zusammenfassung der 
Kredite an den Lieferanten und alle seine Abneh- 
mer stattfindet. 

— Angenommen hat der Ausschuß auch den Vor- 
schlag, den Ausnahmekatalog für die Großkredit- 
vorschriften zu erweitern und Schuldverschrei- 
bungen mit einer Deckung nach den Vorschriften 
des Hypothekenbankgesetzes oder des Gesetzes 
über die Pfandbriefe und verwandten Schuldver- 
schreibungen öffentlich-rechtlicher Kreditanstal- 
ten nicht auf die Großkreditobergrenzen anzu- 
rechnen. Diese Ausnahme ist nach der Großkredit- 
richtlinie zulässig. 

— Der Ausschuß empfiehlt weiterhin, bei Krediten 
aus öffentlichen Fördermitteln oder aus Eigenmit- 
telprogrammen, die die Förderinstitute des Bundes 
und der Länder aufgrund selbständiger Kreditver- 
träge über Hausbanken an die Endkreditnehmer 
leiten, nicht die Hausbank, der die beantragten 
Mittel als Darlehen zur Verfügung gestellt werden, 
sondern die Endkreditnehmer als Kreditnehmer 
des Förderinstituts anzusehen, wenn diesen die 
Kreditforderung der Hausbank zur Sicherheit 
abgetreten wird. Mit dieser Regelung wird sicher- 
gestellt, daß das Förderinstitut nicht Kreditgeber 
der Hausbank wird und dabei schnell an die von 
den Großkreditvorschriften vorgegebenen Gren- 
zen stößt. Die Beibehaltung der Modalitäten der 
Förderprogramme ist dadurch weitgehend ge- 
währleistet. Die Regelung ist mit der Großkredit- 
richtlinie vereinbar. 
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— Schließlich schlägt der Ausschuß vor, das Gesetz 
insgesamt erst zum 31. Dezember 1995 in Kraft 
treten zu lassen. Dcunit wird gegenüber dem im 
Regienmgsentwurf vorgesehenen gestreckten In- 
krafttreten zum 31. Dezember 1994 xmd zum 
31. Dezember 1995 den Kreditinstituten mehr Zeit 
zur Anpassimg an die neuen gesetzhchen Bestim- 
mxmgen gegeben xmd vermieden, daß während 
des Jahres 1995 zwei unterschiedliche Konsolidie- 
rungskreise bestehen. 

Der Gesetzentwurf in der vom Ausschuß veränderten 
Fassimg wurde mit den Stimmen der Koahtionsfrak- 
tionen bei Stimmenthaltimg der SPD-Fraktion imd 
Abwesenheit der Gruppen BÜNDNIS 90/DrE GRÜ- 
NEN xmd PDS/Linke Liste angenommen. Die SPD- 
Fraktion begründet ihre Stimmenthaltimg mit der von 
der Ausschußmehrheit beschlossenen Lösxmg zur 
Behandlimg des aktivischen Unterschiedsbetrags bei 
der Eigenkapitalkonsolidierxmg von Institutsgruppen. 
Diese Lösxmg hält die Fraktion der SPD für nicht strikt 
genug. 


11. Einzelbegründung 

Die gegenüber dem Gesetzentwurf beschlossenen 
Änderxmgen xmd Ergänzxmgen werden im einzelnen 
wie folgt erläutert: 

Zu Artikel 1 — Fünftes Gesetz zxir Änderxmg des 
Gesetzes über das Kreditwesen 

Zur Einleitung 

Die Änderxmg ist axifgrxmd der dxirch das Gesetz zxir 
Umsetzxmg des Beschlusses des Deutschen Bxmdesta- 
ges vom 20. Jxmi 1991 zxir VoUendxmg der Einheit 
Deutschlands (Berlin/Bonn-Gesetz) vom 26. April 
1994 (BGBl. I S. 918) erfolgten Änderxmg des Kredit- 
wesengesetzes erforderlich. 


Zu Nummer 2 (verschiedene Vorschriften) 

Zu Buchstaben b xmd c 

Die Änderxmg der Worte „Bxmdesminister" xmd „der 
Bxmdesmiiüster" in § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Teilsatz 1 
xmd 3 wxirde im Regierxmgsentwxirf nicht berücksich- 
tigt. 


Zu Nummer 8 (§ 10 KWG) 

Zu Buchstabe b 

Die Änderxmg entspricht dem Antrag des Bxmdesra- 
tes. Nach § 10 Abs. 4 a Satz 1 Nr, 4 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe cc können Kreditinstitute auch 
nicht reaüsierte Reserven in Anteilen an Investment- 
fonds dem haftenden Eigenkapital zxirechnen, sofern 
es sich nicht xim Anteile an einem Spezialfonds 
handelt. Spezialfonds xmterliegen jedoch wie Publi- 
kximsfonds dem Gesetz über Kapitalanlagegesell- 


schaften, das die Rechte xmd Pflichten der Investment- 
Gesellschaften bei Auflegxmg xmd Verwaltxmg von 
Publikximsfonds xmd Spezialfonds im wesentlichen in 
gleicher Weise regelt. Unterschiede bestehen in der 
Zahl der Anleger — diese sind bei SpezieQfonds auf 
zehn nicht natürliche Personen begrenzt — xmd in der 
vom Gesetz nicht vorgeschriebenen Genehmigung 
der Vertragsbedingxmgen dxirch das Bxmdesaxifsichts- 
amt für das Kreditwesen (Bxmdesaxifsichtsamt). Auf- 
grxmd der weitgehenden Vergleichbarkeit von Publi- 
kxims- xmd Spezialfonds sind auch die nicht realisier- 
ten Reserven in Anteilen an Investmentfonds als 
ergänzende Eigenmittel berücksichtigungsfähig. 


Zu Buchstabe c (Absatz 5) xmd Buchstabe d 
Doppelbuchstabe aa (Absatz 6 a) 

Die Änderxmg entspricht einem Wunsch der Kredit- 
wirtschaft. Nach § 10 Abs. 5 Satz 5 xmd Abs. 5a Satz 6 
dürfen Kreditinstitute zur Marktpflege bis zu 3 v. H. 
des Gesamtbetrages einer Emission eigener Genuß- 
rechte oder nachrangiger Verbindlichkeiten erwer- 
ben, sofern diese in notierten Wertpapieren verbrieft 
sind. Dxirch diese Beschränkxmg sahen sich insbeson- 
dere kleine xmd mittlere Institute benachteiligt, die 
ihre eigenen Genußrechte xmd nachrangigen Ver- 
bindhchkeiten aufgrxmd des geringen Emissionsvolu- 
mens nicht an der Börse einführen. Mit der Änderxmg 
werden Marktpflegeoperationen für verbriefte Ge- 
nxißrechte xmd nachrangige Verbindlichkeiten gene- 
rell möglich. 


Zu Buchstabe d Doppelbuchstaben bb bis dd 
(Absatz 6 a) 

Der Regierxmgsentwxirf sieht vor, xmter Axifgabe der 
gesetzlichen Vorgaben des § 10 Abs. 6 a Satz 2 xmd 3 
den einzelnen Kreditinstituten statt einer grundsätzli- 
chen Entscheidxmg, entweder alle unmittelbaren 
Beteiligxmgen an Kreditinstituten xmd Finanzinstitu- 
ten ab 10 V. H. Anteilsbesitz vom haftenden Eigenka- 
pital des Kreditinstituts abzxiziehen oder nach § 10 a zu 
konsolidieren, einzelfallbezogen die Wahl zwischen 
Abzug xmd Konsolidierxmg einzxiräumen; allerdings 
mit der Maßgabe, daß eine mittelbare Beteiligxmg an 
einem Kreditinstitut oder Finanzinstitut vom haften- 
den Eigenkapital in Höhe ihres quotalen Buchwertes 
abzxiziehen ist, sofern 

— ihr quotaler Buchwert höher ist als der Buchwert 
der sie vermittelnden Anteile oder sie über ein 
Unternehmen außerhalb des Kreditinstituts- oder 
Finanzinstitutssektors vermittelt wird xmd 

— die xinmittelbare Beteiligxmg die Schwelle von 
10 V. H. übersteigt. 

Der Prozentsatz der mittelbaren Beteiligxmg sollte 
dabei auch xmter 10 v. H. liegen können, sofern die 
Beteiligxmg nicht über ein Unternehmen außerhalb 
des Kredit- oder Finanzinstitutssektors vermittelt 
wird. 

Die Eigenmittelrichtlinie verlangt nur den Abzug 
unmittelbarer Beteiligxmgen. 
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Mit der Beschränkung der Abzugsverpflichtung auf 
unmittelbare Beteiligimgen werden die Anträge des 
Bimdesrates hinsichtlich der Behandlung mittelbarer 
Beteiligimgen von Sparkassen an Landesbanken 
gegenstandslos. 

Absatz 6 a Satz 1 Nr. 4 und 5 bleiben in der geltenden 
Fassimg bestehen, wobei die im Regierungsentwurf 
für Absatz 6 a Satz 1 Nr. 5 vorgesehene Änderung 
ohnehin nur klarstellenden Charakter hatte. Die nun- 
mehr in Absatz 6 a Satz 2 und 3 enthaltene Regelung 
räumt den Kreditinstituten die Option ein, bei unmit- 
telbaren Beteüigimgen von mindestens 10 v. H., die 
sie nicht ohnehin nach § 10 a zu konsohdieren haben, 
von Einzelfall zu Einzelfall zu entscheiden, ob sie sie 
abziehen oder selbst konsolidieren. Die Option wird 
ausdrücklich auch Kreditinstituten eingeräumt, die 
nicht nach § 10 a konsolidierungspflichtig sind. 

Artikel 2 Abs. 1 Satz 4 Eigenmittelrichtlinie läßt die 
Option „Konsolidierung statt Abzug" nur für Kredit- 
institute zu, die die in Frage kommenden Beteihgim- 
gen sowohl in die Relation des § 10a, als auch in die 
des § 12 Abs. 5 Satz 4 sowie in die des § 13 a Abs. 3 
Satz 1 einbeziehen. Die Richtlinie knüpft die Vermei- 
dung des Abzugs an die Bedingung, daß das Beteih- 
gimgsuntemehmen für alle durch Rechtsakte der 
Gemeinschaft harmonisierten Aufsichtsregeln in die 
konsolidierte Betrachtung einbezogen wird. 

Grundsätzhch kann nur das Kreditinstitut, das eine 
Beteüigung eigens nach den vorgenannten Bestim- 
mungen konsohdiert, den Abzug vermeiden. Eine 
Ausnahme nach Satz 2 wird nur für solche Beteiligun- 
gen gemacht, die das übergeordnete Kreditinstitut 
einer Gruppe auf pflichtweiser Basis vollumfängÜch 
nach den vorgenannten Bestimmungen konsohdiert, 
um für übergeordnete Kreditinstitute, die selbst einem 
Kreditinstitut mit Sitz im Inland nachgeordnet sind, 
die Freist ellimg nach § 1 0 a Abs. 1 0 nicht zu entwerten; 
falls das übergeordnete Kreditinstitut eine Beteih- 
gung des nachgeordneten Kreditinstituts nicht voll- 
umfängÜch auf pflichtweiser Basis nach den vorge- 
nannten Bestimmungen konsohdiert, bleibt diesem 
nur die Möglichkeit nach Satz 3 entweder die Beteüi- 
gung auf freiwiUiger Basis nach Maßgabe des § 10 a, 
des § 13 a Abs. 3 Satz 1 imd des § 12 Abs. 5 Satz 4 zu 
konsohdieren oder sie vom haftenden Eigenkapital 
abzuziehen. Die Übergangsregelung des § 64 a Abs. 3 
für den Beteiligungsaltbestand am 1. Januar 1993 
bleibt ausdrücklich unangetastet. 


Zu Nummer 9 (§ 10a KWG) 

Zu Absatz 6 

Die Einfügimg am Ende des Teilsatzes 1 des Satzes 3 
steht klar, von welchen Eigenkapitalbestandteilen die 
jeweiligen Buchwerte abzuziehen sind. Sie entspricht 
der bestehenden bankaufsichtlichen Praxis. 

Der Regierungsentwurf sah den sofortigen Abzug des 
aktivischen Unterschiedsbetrages vom Kemkapital 
vor. Die Änderung folgt dem Antrag des Bundesrates 
und einem Wimsch der Kreditwirtschaft insoweit, als 
der Abzug vom haftenden Eigenkapital voUumfäng- 
hch erst nach zehn Jahren erfolgt und darüber hinaus 


nur noch die Komponente* des aktivischen Unter- 
schiedsbetrages, die dem Geschäfts- oder Firmenwert 
entspricht, voUumfänglich vom Kemkapital abzuzie- 
hen und die Komponente, die nicht den nach § 10 
Abs. 4 a Satz 1 Nr. 4 berücksichtigungsfähigen nicht 
reahsierten Reserven zuzuordnen ist, nur hälftig mit 
Kemkapital abzudecken ist. Die Komponente, die den 
nach § 10 Abs. 4 a Satz 1 Nr. 4 berücksichtigimgsfähi- 
gen nicht reahsierten Reserven zuzuordnen ist, kann 
darüber hinaus sogar mit überschüssigem Ergän- 
zungskapital, das aufgrund der Kappimg des § 10 
Abs. 6 b Satz 1 oder 2 nicht als haftendes Eigenkapital 
berücksichtigt werden kann, abgedeckt werden. 

Zu Nummer 11 (§ 12 a KWG) 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Satz 2) 

Es handelt sich um eine redaktioneüe Korrektur der 
Angabe „10 a Abs. 9 Satz 2 " . Der in § 12 a Abs. 1 Satz 2 
angesprochene Abzug der Buchwerte wird in § 10 a 
Abs. 9 Satz 3 geregelt. 

Zu Nummer 12 (§ 13 KWG) 

Zu Absatz 4 

Nach Artikel 4 Abs. 1 GroßkredRL darf ein Kredit 
gegenüber einem Kreditnehmer 25 v. H. des haften- 
den Eigenkapitals des kreditgebenden Instituts nicht 
überschreiten. Diese Obergrenze wird bei Krediten an 
konzemangehörige Unternehmen, soweit es sich um 
Tochterunternehmen, Mutteruntemehmen oder de- 
ren Tochterunternehmen handelt, auf 20 v. H. des 
hciftenden Eigenkapitals abgesenkt (Artikel 4 Abs. 2 
Satz 1 GroßKredRL). Ausnahmen sind zulässig, wenn 
die fraglichen konzemangehörigen Unternehmen in 
die konsolidierte Beaufsichtigimg einbezogen sind 
(Artikel 4 Abs. 6 GroßKredRL). Der Regienmgsent- 
wurf hat von der Ausnahmeregelung Gebrauch 
gemacht imd die Obergrenze von 20 v. H. nur für 
Kredite an eigene Tochterunternehmen oder an das 
Mutteruntemehmen, die nicht in die konsolidierte 
Beaufsichtigung nach dem KWG einbezogen sind, 
festgelegt. Die Obergrenze von 20 v. H. muß nach den 
Vorgaben der Richthnie jedoch auch für die Schwe- 
steruntemehmen des kreditgewährenden Instituts 
(andere Tochterunternehmen des Mutteruntemeh- 
mens) gelten. Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 2 ist insoweit zu 
ändern. 

Nach Absatz 4 Satz 1 Halbsatz 2 soU die Obergrenze 
von 20 V. H. für Kredite an die KonzemgeseUschaften 
gelten, die nicht in die Zusammenfassimg nach § 13 a 
einbezogen sind. Für Kreditinstitute, die Tochtenm- 
temehmen eines Kreditinstituts oder einer Finanzhol- 
ding- Geseüschaft mit Sitz in einem anderen Mitghed- 
staat der Europäischen Gemeinschaft oder Vertrags- 
staat des Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum sind, ergäbe sich dabei ausnahmslos eine 
Obergrenze von 20 v. H. bei Krediten an die Mutter- 
geseUschaft oder deren andere TochtergeseUschaf- 
ten, auch wenn es sich bei ihnen um Kredit- oder 
Finanzinstitute handelt, die zusammen mit dem Kre- 
ditinstitut von den Aufsichtsbehörden des Sitzlandes 
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des Mutteruntemehmens auf konsolidierter Basis 
nach Maßgabe der Großkreditrichtlinie beaufsichtigt 
werden. Soweit letzteres der Fall ist, soll entgegen der 
Fassung des Regierungsentwurfs die Absenkung der 
Großkreditobergrenze auf 20 v. H. in Teilsatz 2 nicht 
für Kredite an diese Konzemge Seilschaften gelten. 
Der neu in Absatz 4 Satz 1 eingefügte Halbsatz 3 trägt 
dem Rechnung. 

Zu Nummer 13 (§ 13 a KWG) 

Zu Absatz 2 

Der im Regienmgsentwurf vorgesehene Verweis auf 
§ 10a Abs. 4 wird nicht übernommen. Damit wird 
einem Wimsch der Kreditwirtschaft gefolgt, wonach 
nachgeordnete Unternehmen, an denen lediglich eine 
qualifizierte Minderheitsbeteiligimg besteht, nicht in 
die Großkreditzusammenfassung einbezogen werden 
sollen. Die Großkreditrichtlinie erfordert nur die Ein- 
beziehung von Tochtenmtemehmen (Artikel 5 Abs. 1 
und 2). 


Zu Absatz 3 

Die Ändenmg in Satz 2 ist eine redaktionelle Folge- 
ändenmg, die der Einfügung der Regelimg über den 
aktivischen Unterschiedsbetrag in § 10a Abs. 6 des 
Regienmgsentwurfs Rechnung trägt. 


Zu Nummer 14 (§ 14 KWG) 

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 3) 

In Nummer 3 werden Bürgschaften, Garantien imd 
ähnliche Kredite zu einer Position zusammengefaßt, 
die den Kreditgebern zurückzumelden ist. Diese Posi- 
tion wird um die in § 19 Abs. 1 Satz 3 Nr. 12 
enthaltenen Ankaufs- imd Refinanzienmgszusagen, 
bei denen es sich um Übemahmegarantien handelt, 
vervollständigt. 

Die Änderungen in Nummer 5 und Nummer 6 sind 
Folge der Ändenmgen von § 21 Abs. 4 und § 20 
Abs. 2. 

Zu Nummer 16 (§ 18 KWG) 

Zu Buchstabe b 

Durch den neu eingefügten Satz 3 werden die Kredit- 
institute nach der ersten Kreditwürdigkeitsprüfung 
vor der Gewähnmg des Kredits von der Verpflichtung 
befreit, bei Krediten für vom Kreditnehmer selbst 
genutztes Wohneigentum unter den beiden definier- 
ten Voraussetzungen sich weiterhin laufend der Zah- 
lungsfähigkeit zu vergewissern. Nach den Erfahrun- 
gen der Kreditwirtschaft zeichnet sich der durch diese 
Ausnahmevorschrift erfaßte Kreditnehmerkreis durch 
eine sehr gute Zahlungsmoral aus, so daß der durch 
laufende Kreditwürdigkeitsprüfungen verursachte 
Verwaltungsaufwand in keinem angemessenen Ver- 
hältnis zu den zu verhindernden Risiken steht. Eine 


Voraussetzung für die Befreiung von der laufenden 
Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse ist, daß der 
Kreditnehmer einen wesentlichen Teil des beliehenen 
Objekts selbst bewohnt. Werden allerdings Leistungs- 
stönmgen erkennbar, die darauf hindeuten, daß der 
Kreditnehmer nicht in der Lage oder nicht willens ist, 
die fälligen Zins- und Tilgungsraten des Kredits zu 
zahlen, so wird sich das Kreditinstitut die wirtschaftli- 
chen Verhältnisse wieder offenlegen lassen müssen. 

Die Bindimg der Freistellung an die Voraussetzimg, 
daß der Kredit nicht vier Fünftel des Beleihungswertes 
des Objekts überschreitet, schafft eine zusätzliche 
Sicherheit. 

Mit der neuen Ausnahme für den § 18 und der 
nunmehr zulässigen Aufsplittimg eines einheitlichen 
Kreditvertrages in einen Realkredit imd einen Perso- 
nalkredit (§ 21 Abs. 3 Nr. 1) wird für diese Teilaspekte 
den Wünschen der Kreditwirtschaft und des Bundes- 
rates nach weiter gehenden Erleichterungen bei der 
Offenlegungspflicht Rechnung getragen. 


Zu Nummer 17 (§§ 19 bis 21 KWG) 

Vom Regierungs entwurf wird insoweit abgewichen, 
als für die Vorschriften über Organkredite (§§ 15 bis 
17) und Kreditunterlagen (§ 18) der alte Kreditbegriff 
vorerst beibehalten wird. Insoweit wird einer Forde- 
rung der Kreditwirtschaft entsprochen. 

Grundsätzlich ist der in der Begründung des Regie- 
rungsentwurfs enthaltenen Auffassung zuzustimmen, 
wonach es aus bankaufsichtlichen Gründen nicht 
vertretbar ist, für die Vorschriften der §§ 14 bis 18 
einen von den Großkreditvorschriften abweichenden 
Kreditbegriff zu verwenden. Insoweit ist ein einheitli- 
cher Kreditbegriff anzustreben. 

Für das Millionenkreditmeldeverfahren ist eine Bei- 
behaltung des alten Kreditbegriffs dagegen sachlich 
auch mittelfristig nicht zu rechtfertigen. Die Banken- 
aufsicht kennt bei Derivatgeschäften und verbrieften 
Forderungen anders als im herkömmlichen Kreditge- 
schäft nicht die Gegenpartei. Die Meldungen für den 
Grundsatz I und la bieten insoweit nur ein unvollstän- 
diges Bild: sie zeigen nur das Gesamtvolumen der von 
einer Bank eingegangenen Positionen — und das 
auch nur zum Teil; im derivativen Bereich gehen 
Basisswaps und börsengehandelte Terminkontrakte 
erst gar nicht in die Gnmdsatzmeldungen ein. Die 
rechtlich unselbständigen Zweigstellen von Kreditin- 
stituten mit Sitz in anderen Mitgliedstaaten, die im 
Besitz des sogenannten europäischen Passes sind, und 
Drittlandzweigstellen, auf die das Prinzip der Her- 
kunftslandkontrolle durch eine Rechtsverordnung 
nach § 53 c zur Anwendung gebracht wird, brauchen 
dem Bundesaufsichtsamt als Aufnahmelandbehörde 
keine Grundsatz I und la-Meldung einzureichen. Als 
Drittlandzweigstellen sind bereits die Zweigstellen 
US-amerikanischer Banken, die der Aufsicht des 
Board of Governors of the Federal Reserve System 
oder des Office of the Comptroller of the Currency 
unterstehen, durch die Erste Verordnung über die 
Freistellung von Unternehmen mit Sitz außerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft von Vorschriften über 
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das Gesetz über das Kreditwesen vom 21. April 1994 
(BGBl. I S. 657) von diesen Meldungen freigestellt 
worden. 

Der Markt für Derivate wächst, damit auch die ver- 
bundenen Risiken. Die bankaufsichtlichen Informa- 
tionen über solche Geschäfte sind unzureichend. 
Mehr Transparenz ist unerläßlich. Ein erster Schritt 
wird mit der Einbeziehung der derivaten Geschäfte in 
die Millionen- Kreditevidenz nach § 14 gemacht. Die 
Kreditinstitute erhalten über die Rückmeldung der 
Evidenzzentrale einen besseren Überblick über die 
von einem Geschäftspartner eingegangenen Risiken, 
ohne dabei in üiren geschäftlichen Möglichkeiten 
eingeschränkt zu werden. Die Bankenaufsicht erhält 
einen ersten Einblick in etwaige Risikokonzentratio- 
nen unterhalb der Großkreditdefinitionsgrenze. 

Als auslösender Faktor für die Millionenkreditmel- 
dungen gilt nicht der Nominalbetrag bei Derivatge- 
schäften, sondern, 'wie sich aus dem neuen § 22 ergibt, 
der jeweilige Kreditäquivalenzbetrag. Der hinter dem 
Kreditäquivalenzbetrag stehende Nominalbetrag ist 
lediglich eine Zusatzinformation. 

Die Wertpapiere des Handelsbestandes werden nicht 
in das Millionenkreditmeldeverfahren einbezogen. 

Der Meldemehraufwand wird durch die verbesserte 
Publizität gerechtfertigt. 

Hinsichtlich der einzelnen Änderungen ergibt sich 
folgendes: 

Die Änderungen in der Überschrift von § 19 sowie in 
Absatz 1 Satz 1 sind Folge der Einschränkung des 
neuen Kreditbegriffs auf die §§13 bis 14. Hinsichtlich 
des Kreditnehmerbegriffs bleibt der Regienmgsent- 
wurf unverändert. Hierzu wurden auch seitens der 
Kreditwirtschaft keine Änderungsvorschläge ge- 
macht. 

Der in § 19 Abs. 2 neu angefügte Satz 4 befreit die 
Kreditinstitute, die Tochtenmtemehmen von Kredit- 
instituten oder Finanzholding-Gesellschaften mit Sitz 
in einem anderen EG -Staat oder Vertrags Staat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
sind, von der Pflicht, ihre Mutteruntemehmen und 
deren andere Tochterunternehmen zu einer Kredit- 
nehmereinheit zusammenzufassen, sofern das Kredit- 
institut, sein Mutteruntemehmen und deren andere 
Tochterunternehmen von den Aufsichtsbehörden 
eines anderen Mitghedstaates oder Vertragstaates in 
die konsolidierte Überwachung der Großkredite nach 
Maßgabe der Großkreditrichtlinie einbezogen wer- 
den. Damit wird für diese in Deutschland ansässigen 
Tochtenmtemehmen gleiche Behandlung gewährlei- 
stet vrie für Tochterkreditinstitute eines deutschen 
Kreditinstituts oder einer deutschen Finanzholding- 
Gesellschaft. 

Mit der Aufhebung von Absatz 3 des Regierungs ent- 
wurfs wird einem Antrag des Bimdesrates gefolgt. 

Der neue Absatz 3 regelt nunmehr die Behandlimg 
der Kredite staatlicher Förderbanken im Rahmen der 
Großkreditvorschriften. Er entspricht einem Anliegen 
des Bimdesrates und der Kreditwirtschaft. 


Bisher hat das Bundesaufsichtsamt die Förderinstitute 
des Bundes und der Länder gemäß § 3 1 Abs. 2 für die 
Kredite aus öffentlichen Mitteln von den Struktumo- 
men des § 13 Abs. 3 und Abs. 4 freigestellt. Die 
bisherige Freistellungspraxis läßt sich nach den Vor- 
gaben der Großkreditrichtlinie in der bestehenden 
Form nicht aufrechterhalten. Eine Beeinträchtigung 
des Fördergeschäfts läßt sich jedoch über die Anwen- 
dung des Artikels 4 Abs. 11 GroßKredRL vermeiden, 
wonach die Mitgliedstaaten für die Großkreditbestim- 
mungen den Garanten eines Kredits anstelle des 
Kunden als Kreditnehmer fingieren können, wenn der 
Kredit nach Auffassung der zuständigen Behörden 
unmittelbar und bedingimgslos hinlänglich garantiert 
ist. Der Adressat einer zur Sicherheit abgetretenen 
Forderung ist mit einem Garanten gleichzusetzen. 

In Satz 1 des neuen § 19 Abs. 3 wird das Hausbank- 
prinzip gesetzlich verankert. Bei Krediten aus öffent- 
lichen Fördermitteln, die die Förderinstitute des Bun- 
des und der Länder aufgrund selbständiger Kreditver- 
träge, gegebenenfalls auch über weitere Durchlei- 
tungsinstitute, über Hausbanken zu vorbestimmten 
Konditionen an Endkreditnehmer leiten (Hausbank- 
prinzip), gelten für die beteiligten Institute in bezug 
auf die §§13 und 13 a die einzelnen Endkreditnehmer 
als Kreditnehmer des von ihnen gewährten Interbank- 
kredits, wenn ihnen die Kredit! ordenmgen zur Sicher- 
heit abgetreten werden. Bei einem vierstufigen För- 
dermodell (Förderinstitut [Bsp.: Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau; Deutsche Ausgleichsbank] Landes- 
bank/Girozentrale — » Hausbank [Sparkasse] End- 
kreditnehmer) liegt es in der Gestaltungsfreiheit der 
beteiligten Institute, eine etwaige Konzentration von 
Großkrediten bei der Landesbank gegenüber der 
Sparkasse durch die Abtretung der Fordenmg an den 
Endkreditnehmer an sie zu verhindern. Das Problem 
läßt sich jedoch auch in dieser Gesetzesfassung nur 
auf einer Ebene lösen. Läßt sich in dem oben genann- 
ten Beispiel die KfW oder die Deutsche Ausgleichs- 
bank die Forderung an den Endkreditnehmer zur 
Sicherheit abtreten, gilt als Kreditnehmer der Landes- 
bank die Hausbank. Bisher ist dieses Problem nicht 
praktisch relevant geworden, da § 20 Abs. 2 Nr. 3 die 
Kredite an öffentlich-rechtliche Kreditinstitute von 
den Größkreditgrenzen ausnimmt. Diese Regelung 
läßt sich nach den Vorgaben der Großkreditrichthnie 
uneingeschränkt jedoch nur noch für die Interbank- 
kredite mit Laufzeiten bis zu einem Jahr aufrechter- 
halten. Etwaige Friktionen müssen in diesem Bereich 
hingenommen werden. 

Satz 2 stellt die Kredite aus Eigenmittelprogrammen 
(aus eigenen oder öffentlichen Mitteln zinsverbilligte 
Kredite der Förderinstitute nach dem Hausbankprin- 
zip) der Förderinstitute mit den Krediten aus öffentli- 
chen Förderprogrammen gleich. Die Einbeziehung 
der aus öffentlichen Mitteln zinsverbiUigten Kredite 
trägt dem Umstand Rechnung, daß einige Förderinsti- 
tute für die Zinsverbilligung aus öffentlichen Mitteln 
entschädigt werden. Schlußendlich soll die Regelimg 
des Satzes 1 für Kredite aus nicht öffentlichen Mitteln, 
die ein Kreditinstitut nach gesetzlichen Vorgaben, 
gegebenenfalls auch über weitere Durchleitungsinsti- 
tute, über Hausbanken an Endkreditnehmer leitet, 
entsprechend gelten. Dieser Tatbestand trägt der 
besonderen Situation der Landwirtschaftiichen Ren- 
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tenbank (LR) Rechnung, die 1949 als bundesunmittel- 
bare Anstalt durch Gesetz als zentrales Refinanzie- 
rungsinstitut für die Land- und Emährungswirtschaft 
errichtet worden ist. Ihr Refinanzierungsprogramm 
lunfaßt sowohl Kredite zu marktüblichen Konditionen 
als auch Sonderkredite, die aus eigenen Erträgen 
verbilligt werden. Auch wenn die LR Kredite zu 
marktübhchen Konditionen auslegt, ist sie gesetzhch 
dem Hausbankprinzip unterworfen. Anders als die 
Eigenmittelprogramme des zweiten Tatbestandes, bei 
denen wegen der ausdrücklichen Beschränkung der 
Normadressateii auf die Förderinstitute des Bundes 
und der Länder auf das Kriterium „nach gesetzlichen 
Vorgaben" verzichtet wird, ist dieses Kriterium für 
den dritten Tatbestand, der sich in seiner allgemein 
gehaltenen Fassung an alle Kreditinstitute richtet, die 
Kredite zu diesen Konditionen ausreichen, nicht ent- 
behrhch, um eine hinreichende Abgrenzung der Kre- 
ditnehmerfiktion zu gewährleisten und Gestaltungs- 
mißbrauch vorzubeugen. 

Die Änderung der Überschrift zu § 20 folgt aus der 
Einschränkung des neuen Kreditbegriffs auf die §§13 
bis 14. In § 20 Abs. 1 Nr. 3 wird der Verweis auf § 10 
Abs. 6a Satz 1 Nr. 5 gestrichen, da diese Abzugsposi- 
tion keinem bestimmten Kreditverhältnis zugeordnet 
werden kann. Die Streichung von Halbsatz 2 in § 20 
Abs. 1 Nr. 3 ist Folge der Änderung in § 10 Abs. 6 a. Da 
nach der geänderten Vorschrift ein Abzug mittelbarer 
Beteiligungen nicht mehr vorgesehen ist, muß der in 
§ 20 Abs. 1 Nr. 3 Halbsatz 2 enthaltene Verweis auf die 
mittelbar gehaltenen Anteile entfallen. Die Aufnahme 
der Position „abgeschriebene Kredite" in der neuen 
Nummer 4 von § 20 Abs. 1 folgt einer Anregung aus 
der Kreditwirtschaft. Sie entspricht dem geltenden 
Recht. 

Die Änderung in § 20 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a und 
Nr. 2 Buchstabe b folgt einem Antrag des Bundesrates 
und stellt klar, daß auch Kredite, deren Erfüllung von 
der Deutschen Bundesbank geschuldet oder aus- 
drücklich gewährleistet wird oder die durch von ihr 
ausgegebene Wertpapiere gesichert sind, nicht den 
Großkreditbestimmungen unterliegen. 

Die in § 20 Abs. 2 Nr. 3 des Regierungsentwurfs 
enthaltene Regelung für Kredite an Kreditinstitute mit 
Laufzeiten bis zu einem Jahr entfällt. Hierbei handelt 
es sich um eine Regelung, die im Rahmen der nach 
§ 22 zu erlassenden Rechtsverordnung sachgerechter 
getroffen werden kann. An der Nullgewichtung der 
Interbankkredite mit Laufzeiten bis zu einem Jahr 
wird festgehalten (§ 20 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2). 

Schuldverschreibungen mit einer Deckung nach den 
Vorschriften des Hypothekenbankgesetzes, des 
Schiffsbankgesetzes oder des Gesetzes über die 
Pfandbriefe und verwandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten sind auf die 
Großkreditobergrenzen nicht anzurechnen (§ 20 
Abs. 3 Nr. 3). Damit wird einem Ergänzungsantrag des 
Bundesrates gefolgt. Die Änderung in § 20 Abs. 3 Nr. 5 
(vorher Nr. 4) dient der Klarstellung. 

Aufgrund der Einschränkung des neuen Kreditbe- 
griffs auf die §§13 bis 14 wird in § 20 ein neuer 


Absatz 6 angefügt, der die Ausnahmen für den Kre- 
ditbegriff des § 14 enthält und textlich weitgehend 
§ 21 Abs. 1 und 2 des Regierungsentwurfs entspricht. 
Folgende Änderungen werden vorgenommen: Erwei- 
terung der Nummer 2 Buchstabe a durch ausdrückli- 
che Einbeziehung der Deutschen Bundesbank und 
die daraus folgende redaktionelle Änderung in Buch- 
stabe c sowie Anfügen der neuen Nummer 4, die den 
Ausnahmekatalog um Wertpapiere des Handelsbe- 
standes erweitert. 

Der neue § 21 enthält nunmehr die Bestimmung des 
Kreditbegriffs sowie die damit verbundenen Ausnah- 
men für die §§15 bis 18. Der in Absatz 1 enthaltene 
Begriff des Kredits übernimmt die geltende Regelung 
in § 1 9 Abs. 1 . Die Ausnahmen in den Absätzen 2 und 3 
entsprechend dem bestehenden Ausnahmekatalog 
des geltenden § 20 Abs. 1 und 2 — mit einer materiel- 
len Änderung: das bisher bestehende Verbot der 
Aufsplittung eines einheitlichen Kreditvertrages in 
einen Reatoedit und einen Personalkredit wird auf- 
gehoben. Für das Überschreiten der Offenlegungs- 
grenze des § 18 ist damit nur noch der nicht nach § 20 
Abs. 2 oder 3 gesicherte Teil eines Kredits maßgeblich. 
Beispielsweise braucht ein Kreditinstitut einen Kredit 
von 500 000 DM, der durch eine erstrangige Hypothek 
auf ein Grundstück mit einem Beleihungswert von 
ebenfalls 500 000 DM gesichert ist, die wirtschaftli- 
chen Verhältnisse sich nicht offenlegen zu lassen. Der 
Kredit überschreitet 60 v. H. des Beleihungswertes 
des Grundstück nur in Höhe von 200 000 DM; dieser 
Betrag hegt unter der neuen Offenlegungsgrenze von 
250 000 DM. Nach geltendem Recht müßte sich das 
Kreditinstitut auch unter Zugrundelegung der neuen 
Offenlegungsgrenze von 250 000 DM die wirtschaftli- 
chen Verhältnisse des Kreditnehmers offenlegen las- 
sen. 

Die bestehende Regelung in § 20 Abs. 2 Nr. 5 ist 
gegenstandslos. 

Absatz 4 schreibt die bestehende Regelung in § 19 
Abs. 3 für die Bestimmung des Kreditnehmers bei 
Factoring- und Pensionsgeschäften für die §§15 bis 18 
fort. Für Factoringgeschäfte bleibt diese Bestimmung 
des Kreditnehmers auch hinsichtlich der §§13 bis 14 
bestehen. 


Zu Nummer 18 22 KWG) 

Redaktionelle Folgeänderungen aufgrund des erst- 
mahgen Zitats der Großkreditrichtlinie in Nummer 12 
(§ 13 Abs. 4) und der Einschränkung des neuen 
Kreditbegriffs auf die §§ 13 bis 14. 


Zu Nummer 24 (§ 29 Abs. 1 Satz 1 KWG) 

Redaktionelle Änderung. Bei den Angaben § 10 Abs. 8 
Satz 1 bis 3 und § 16 Satz 1 bis 3 kann jeweils die 


49 



Drucksache 12/7985 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Angabe Satz 1 bis 3 entfallen, da in beiden Fällen die 
Angabe die gesamte Vorschrift umfaßt. 


Zu Nummer 37 (§ 56 Abs. 1 KWG) 

Redaktionelle Ändenmg, die dem Vorschlag des Bim- 
desrates folgt. § 44 Abs. 1 Nr. 1 a findet in den Fällen 
des § 53 b Abs. 3 Satz 1 keine Anwendimg. 


Zu Nummer 38 (§ 62 KWG) 

Zu Buchstabe a 

Aufgnmd des nunmehr vorgesehen einheitlichen 
Inkrafttretens des Gesetzes zum 31. Dezember 1995 ist 
die für § 62 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 vorgesehene Änderung 
gegenstandslos. 


Zu Nummer 40 (§§ 64 c bis 64 e KWG) 

Zu § 64 c 

Die Regelimg soll den übergeordneten Kreditinstitu- 
ten die Möglichkeit geben die Behandlimg des akti- 
vischen Unterschiedsbetrages für die Altfälle am alten 
Recht zu orientieren, wenn diese Behandlimg für sie 
zu günstigeren Ergebnissen führt. 


Zu § 64 e Abs. 1 

Aufgrund des geänderten Termins des Inkrafttretens 
für die gesamte Novelle auf den 31. Dezember 1995 ist 
die Angabe „bis zum 1. Februar 1995" in § 64 e Abs. 1 
überholt. Wie der Bundesrat festgestellt hat, ist die 
Festlegimg eines Datums entbehrlich, da der Ver- 
pflichtung nach § 64e Abs. 1 unverzüglich nach 
Inkrafttreten des Gesetzes nachgekommen werden 
muß. 


Zu Artikel 4 — Inkrafttreten 

Nach dem Regierungsentwurf treten die den erweiter- 
ten Kreditbegriff betreffenden Vorschriften des Arti- 
kels 1 Nr. 12 bis 15 und 17 und 18 erst am 31. Dezem- 
ber 1995 in Kraft. Damit soll den Kreditinstituten und 
der Bundesbank genügend Zeit gegeben werden, um 
ihre Datenverarbeitungsprogramme auf den neuen 
erweiterten Kreditbegriff einzustellen. Aufcpimd des 
späteren Inkrafttretens der Kreditvorschriften würde 
auch die Großkreditzusammenfassung nach § 13 a von 
den Vorschriften über die Zusammenfassung einer 
Kreditinstituts- oder Finanzholding- Gruppe nach 
§ 10 a und den weiteren die Konsolidienmg betreffen- 
den Regelungen, die bereits am 31. Dezember 1994 in 
Kraft treten sollen, abweichen. Insoweit ergäben sich 
bis zum Inkrafttreten der Kreditvorschriften zwei 
voneinander abweichende Konsolidienmgskreise. 


Bonn, den 16. Juni 1994 


Eike Ebert Dr. Karl H. Fell Hermann Rind 

Berichterstatter 
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